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Vor dem Kapp⸗Putſch, als gerade ernſte 
Beſtrebungen zum Wiederaufbau des deutſchen 
Wirtſchaftslebens greifbare Formen anzunehmen 
ſchienen — am 10. März dieſes Jahres —, 
veröffentlichte der „Plutus“ eine Denkſchrift 
des jetzigen Staatsſekretärs, damals Unter⸗ 
ſtaatsſekretärs im Reichswirtſchaftsminiſterium 
Profeſſor Dr. Julius Hirſch, über „Kapital⸗ 
bildung und Kapitalbeſchaffung“, und gleich⸗ 
zeitig eine umfangreiche Denkſchrift des Indu⸗ 
ſtriellen und früheren Bankdirektors Dr. Hans 
Jordan⸗Mallinckrodt über „Die Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaft der deutſchen Gewerbe“. Beide Schriften 
gingen von dom Gedanken aus, daß eine Kapital⸗ 
not in Deutſchland exiſtiere, die die Banken im 
bisherigen Rahmen nicht befriedigen können. 
Staatsſekretär Hirſch behandelte die ganze An⸗ 
gelegenheit weſentlich vom Standpunkt der inner⸗ 
deutſchen Kapitalbildung, während Dr. Jordan 
von der Not der Induſtrie ausging, ſich angeſichts 
der ſchwankenden und entwerteten deutſchen Valuta 
die nötigen Deviſen für die Einfuhr notwen⸗ 
diger Rohſtoffe zu beſchaffen. Beiden Schriften 
lag letzten Endes die Idee zugrunde, daß die 
deutſchen Gewerbe, die ſich auch aus anderen 
Gründen genoſſenſchaftlich zuſammenſchließen 
mußten, ein jedes innerhalb ſeines Kreiſes Kredit⸗ 
genoſſenſchaften bilden ſollten, und daß dann 
durch den Zuſammenſchluß all dieſer Kredit⸗ 
genoſſenſchaften der einzelnen Zweige eine Zen⸗ 
tralgenoſſenſchaft entſtehen würde, die auf der 
Solidarhaftung aller deutſchen Gewerbezweige be- 
gründet wäre. Nach der Jordanſchen Auffaſſung 
würde dieje Solidarhaft aller deutſchen Gewerbe- 
treibenden gemeinſam mit der Sachhaftung der 
in den deutſchen Gewerben inveſtierten goldwerten 
Produktionsmittel die geeignete Unterlage zur 
Emiſſion eines Goldpapiers bieten, das vom 
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internationalen Deviſenhandel zu ſtabilem und 
günſtigem Kurs gekauft und von den Lieferanten 
ausländiſcher Rohſtoffe auch gern als Unterlage 
für die Kreditgewährung zum Zwecke der deut⸗ 
ſchen Rohſtoffbeſchaffung genommen werden 
würde. 

Erft lange nach dem Kapp⸗Putſch find praf- 
tiſche Verhandlungen über dieſe Projekte durch 
die zuſtändigen Miniſterien und innerhalb der 
Intereſſentenkreiſe aufgenommen worden. Wäh⸗ 
rend der Reichsverband der deutſchen Induſtrie, 
deſſen Präſidialmitglied Herr Dr. Jordan iſt, von 
Anfang an eine verhältnismäßig günſtige Stel⸗ 
lung dem Jordanſchen Projekt gegenüber einge- 
nommen hat, ſcheint die Reichsbank in 
ihren leitenden Perſönlichkeiten mindeſtens geteilt 
dem Plan gegenübergeſtanden zu haben. Es 
kam dann hinzu, daß die Form, in der das 
Reichswirtſchaftsminiſterium die Gründung einer 
Reichswirtſchaftsbank betrieb, vielfachen Wider⸗ 
ſpruch hervorrief und damit es den Gegnern 
ermöglichte, ihre Kritiken gegen Nebenpunkte der 
miniſteriellen Formulierung in den Vordergrund 
zu ſtellen. Eine Zeitlang ſchien es dann, als ob 
der Plan vollkommen in Vergeſſenheit geraten 
war. Er iſt plötzlich, und zwar auf etwas über⸗ 
raſchende Weiſe, aktualiſiert worden durch den 
Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Scholtz. Der Miniſter 
entwickelte vor einem Forum von Journaliſten 
eine ganz neue Form des Projekts. Er wollte 
insbeſondere den Giroverband deutſcher Städte, 
deſſen Aufſichtsratsvorſitzender er iſt, in den 
Dienſt des Wirtſchaftsbankprojektes ſtellen. Und 
in dieſem Zuſammenhang ſetzte vor einigen Tagen 
der Vorſitzende des wirtſchaftspolitiſchen Mus- 
ſchuſſes des Reichswirtſchaftsrates die Angelegen⸗ 
heit unter der Spitzmarke „Die finanzielle Not 
der produktiven Stände“ auf die Tagesordnung 


einer eigens zu dieſem Zweck einberufenen Kom⸗ 
miſſionsſitzung. Man mußte natürlich annehmen, 
daß nach der ſo ſenſationell aufgemachten An⸗ 
kündigung des miniſteriellen Planes die Be⸗ 
ratungen der Kommiſſion mit einer Rede begin⸗ 
nen würden. Aber nicht nur der Vortrag des 
Miniſters, ſondern er ſelbſt blieb aus. Allmählich 
ſickerte durch, daß inzwiſchen vom Reichsfinanz⸗ 
miniſter entſchiedener Einſpruch gegen die Pläne 
des Wirtſchaftsminiſters erhoben worden war. 
Es ergab ſich alſo das ganz übliche Bild moderner 
Reformprojekte: Die Reform ſelbſt tritt völlig 
in den Hintergrund gegenüber den Reſſortſtreitig⸗ 
keiten zwiſchen den beteiligten Miniſtern. Formell 
hatte allerdings der Wirtſchaftsminiſter ſelbſt es 
dem Finanzminiſterium, das von Anfang an wohl 
der ganzen Angelegenheit nicht ſehr ſympathiſch 
gegenüberſtand, recht leicht gemacht, fih eim- 
zumiſchen. Denn feine Kundgebung ſchob den Giro- 
verband deutſcher Städte in den Vordergrund, 
der im weſentlichen dazu gegründet ift, die Gerd- 
geſchäfte der Stadtgemeinde auszugleichen, und 
mithin im weſentlichen auch mit den Ueberſchuß⸗ 
geldern der ſtädtiſchen Sparkaſſen arbeitet. Da⸗ 
durch war die Reſſortzuſtändigkeit des Finanz⸗ 
miniſters gegeben. Selbſt, wenn Finanzminiſte⸗ 
rium und Wirtſchaftsminiſterium fih im Augen- 
blick kameradſchaftlicher gegenüberſtünden als das 
tatſächlich der Fall iſt, $ würde man es immer⸗ 
hin verſtehen können, daß der Finanzminiſter den 
Wunſch hat, in einer Zeit großer Kreditnot des 
Reiches über die Verwendung der Sparkaſſen— 
gelder mitzureden und unter Umſtänden ſogar 
Bedenken trägt, dieſe wichtige Geldquelle des 
Reiches anderen Zwecken zu überlaſſen. Miniſter 
Scholtz hat mithin dem Plan einer Reichswirt⸗ 
ſchaftsbank durch die neue Form, die er für ſie 
erſann, keinen Dienſt getan. Das iſt immer ſo, wenn 
eine an ſich gute notwendige Sache mit Lieblings⸗ 
ideen jemandes belaſtet wird. Abgeſehen davon, 
daß auf dieſe Weiſe ſtets an und für ſich einfache 
Sachen kompliziert werden, werden dadurch ſelbſt— 
verſtändlich die Diskuſionsbaſis verbreitert und 
die Angriffsflächen vermehrt. Diejenigen Op⸗ 
ponenten, die die Sache ſelbſt nicht mögen, 
haben eben auf ſolche Weiſe willkommene Gele- 
genheit, einzelne vielleicht wirklich nicht ſonderlich 
gegen die Kritik armierte Außenpoſten zu be- 
rennen und dadurch den ganzen Projektbau zu 
Fall zu bringen, mindeſtens aber ſeine Verteidi⸗ 
gung zu erſchweren. 

Ob und auf welcher Baſis die Miniſterien 
ſich nun endlich einigen werden, ſteht noch dahin. 
Aber die böſen Folgen der Planverſchiebung 
haben ſich auch ſchon nach anderer Richtung hin 
gezeigt. Die wirtſchaftspolitiſche Kommiſſion des 
Reichswirtſchafts rates hatte zur Prüfung der Frage 
der finanziellen Not der produktiven Stände einen 
beſonderen Unterausſchuß niedergeſetzt. Bereits in 
den erſten Sitzungen dieſes Ausſchuſſes, durch 
den eine große Reihe von Sachverſtändigen ver⸗ 


nommen werden ſoll, zeigte es ſich, daß die Ver⸗ 
treter der Bankwelt ſich die durch den Miniſter 
geſchaffene Lage zugute kommen laſſen wollen. 
Die Kommiſſion beſchloß, als erſten Punkt zu 
unterſuchen, ob überhaupt eine Finanzuot beſtehe 
und ob dieſer Not mit den bisher vorhandenen 
Mitteln, insbeſondere durch die Banken im regu⸗ 
lären Geſchäft, abgeholfen werden könne. Für 
die Induſtrie hielt Direktor Hans Kraemer das 
Referat, das Korreferat für die Bankwelt hatte 
der Geſchäftsinhaber der Discontogeſellſchaft, Dr. 
Salomonſohn, übernommen. Daß Dr. Salomon- 
ſohn das Vorhandenſein einer Kreditnot beſtritt, 
war weniger wichtig, als der Umſtand, daß er 
in ſeiner Kritik ſich ganz weſentlich und 
fat ausſchließlich gegen die geplanten or- 
men des Reichswirtſchaftsminiſters wandte. 
Und es ſteht leider zu erwarten, daß auf dem 
Bankiertag, der gerade während der Drucklegung 
dieſes Plutusheftes in Berlin tagt, ſich die 
Diskuſſion auf ganz ähnlichen Wegen wie Dr. 
Salomonſohn bewegen wird. Das würde um ſo 
bedauerlicher ſein, als dadurch natürlich die 
Unterſuchung von der Hauptſache abgelenkt wird. 
Denn das Weſentliche ift gar nicht, ob die Ger- 
der der Sparkaſſen für induſtrielle Zwecke zur 
Verfügung geſtellt werden ſollen. Das Weſentliche 
iſt im Augenblick überhaupt noch gar nicht, welche 
Formen für ein ſolches Kreditinſtitut gewählt 
werden ſoll, ſondern im Augenblick kommt es 
zunächſt darauf an, feſtzuſtellen, ob wirklich eine 
Kapital⸗ und Kreditnot der deutſchen Gewerbe 
vorhanden iſt und ob die Banken dem berechtigten 
Kreditbegehren der deutſchen Induſtrie und even- 
tuell auch des deutſchen Handels Genüge tun 
können. 

Daß die Banken die erſte Frage verneinen 
und die zweite Frage bejahen, iſt an und für ſich 
begreiflich. Schon aus dem Grunde, der in ſolchen 
Fällen in Deutſchland immer in Erſcheinung tritt, 
weil die einzelnen Berufsſtände beim Auftauchen 
neuer Pläne ſich nie überlegen, auf welchem Wege 
ſie mittun können, ſondern zunächſt aus Furcht 
vor läſtigen Konkurrenzen fich vollkommen ab- 
lehnend verhalten. Daß im vorliegendem Fall 
die Banken und ihre Vertreter ſubjektiv voll- 
kommen gutgläubig bei ihrer ablehnenden Stel- 
lung ſind, ging ſowohl aus dem Salomonſohn⸗ 
ſchen Referat, als insbeſondere auch aus dem 
Gutachten hervor, das ein anderer Geſchäfts⸗ 
inhaber der Discontogeſellſchaft, Herr Urbig, und 
Herr Direktor Korthaus vom Allgemeinen Ber- 
band der deutſchen Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 


genoſſenſchaften abgaben. Sie ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß für die Banken 
alleiniger Maßſtab der Berechtigung eines 
Kredits der Grad der vom Kͤreditnehmer 
zu gewährenden Sicherheit iſt, und das 


ſelbſtverſtändlich alle Kreditnehmer mehr Kapital 
zu leihen begehren, als die Kreditgeber gewähren 
können. Das mag ſchon ganz richtig ſcheinen. 
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wenn man die Dinge lediglich vom banktechniſchen 
Standpunkt anſieht. Aber die Zeitumſtände haben 
doch auch hier auf dem Gebiet der Kreditgebahrung 
eine Revolution geſchaffen, die bei der Erörterung 
des Projektes Beachtung erheiſcht. Bis zu einem 
gewiſſen Grade wird ja wohl von den Genoſſen⸗ 
ſchaften und den Mittelbanken gegenüber den 
kleinen und mittleren Gewerbetreibenden und von 
den Großbanken gegenüber den großen Unter⸗ 
nehmungen in Betracht gezogen, daß die ge⸗ 
ſtiegenen Preiſe ſowohl für die Anlagen als auch 
insbeſondere für die Beſchaffung von Rohmate⸗ 
rialien und Waren erhöhte Kreditforderungen 
notwendig machen. Es foll auch zugegeben 
werden, daß dementſprechend in vielen Fällen die 
Kredite an die einzelnen Unternehmungen viel- 
fach erhöht worden ſind. Aber auf der anderen 
Seite kann doch nicht geleugnet werden, daß im 
Prinzip der Maßſtab der Banken derſelbe geblieben 
iſt, wie früher. Die Bank verlangt nach wie vor 
im Intereſſe ihrer bankmäßigen Sicherheit, daß 
der Kredit, den ſie gibt, in einem gewiſſen Ver⸗ 
hältnis zum Eigenkapital der Unternehmungen 
ſteht. Nun war es recht intereſſant, in 
den Diskuſſionen in der Kommiſſion wahrzu⸗ 
nehmen, wie ſehr die Bankvertreter es für ganz 
ſelbſtverſtändlich hielten, daß in der Kriegs- und 
in der Revolutionszeit alle Unternehmungen ihr 
Eigenkapital vervielfacht haben. Das iſt ja ge⸗ 
wiß in viellen Fällen der Fall. (Obwohl es doch 
eigentlich im offenbaren Widerſpruch zu den neuen 
Steuergeſetzen und insbeſondere zu der neulich 
erſt wieder abgegebenen Erklärung des Finanz⸗ 
miniſters ſteht, daß kein deutſcher Steuerzahler 
mehr als 175000 M. Vermögenszuwachs ſeit 
der Vorkriegszeit behalten dürfe.) Andererſeits 
aber ſteht feſt, daß ſogar große Unternehmungen 
in einzelnen Branchen, vor allem aber doch ſehr 
viele kleine Unternehmungen, ihr Kapital min⸗ 
deſtens nicht erhöhen können, weil allerdings ihre 
Gewinne, andererſeits aber auch ihre Unkoſten 
ſich erheblich erhöhten. Dieſe Unkoſtenerhöhung, 
mehr aber noch die enorme Steigerung aller Roh- 
materialienpreiſe, bedingten natürlich ſchon für 
den normalen Betriebskredit eine Erhöhung der 
Kredite um das Vielfache. Wenn man einmal 
das ganz kraſſe Beiſpiel annimmt, daß ein Un⸗ 
ternehmen mit einer Million Eigenkapital im 
Laufe des Krieges ſein eigentliches Geſchäfts⸗ 
kapital nicht erhöht, wenn auch genügende erhöhte 
Abſchreibungen vorgenommen hat, um feine Be- 
triebmittel gegebenenfalls zu erneuern, und vor 
dem Kriege einen laufenden Betriebskredit von 
rund nur 800000 M. in Anſpruch genommen 
hat, ſo müßte dieſes Unternehmen heute normaler⸗ 
weiſe weit über 3 Millionen Mittelergänzung 
haben, um die bisherigen Umſätze aufrechterhalten 
zu können. (In Wirklichkeit verhalten ſich ja die 
Ziffern noch weſentlich anders.) Wenn dieſes 
Unternehmen jetzt an die Bank wegen einer ent⸗ 
ſprechenden Krediterhöhung heranträte, ſo iſt es 


ſehr zweifelhaft, ob dieſe Erhöhung ihm von der 
Bank bewilligt werden könnte. Denn nach den 
bisherigen Begriffen bankmäßiger Kreditgewäh⸗ 
rung ſteht die Forderung in offenbarem Mißver⸗ 
hältnis zu dem vorhandenen Eigenkapital. Ein ſehr 
fortſchrittlicher Bankdirektor wird ſich natürlich 
nicht an die Ziffern der Bilanz halten. Er wird 
deren Sachunterlagen prüfen, und wenn die be⸗ 
treffende Firma das große Glück hat, Anlagen 
aus der Vorkriegszeit zu beſitzen, deren Bewer— 
tung in der Bilanz ſie ziffernmäßig nicht er⸗ 
höhen darf, fo wird er den Goldwert dieſer An- 
lagen, nicht aber ihren Bilanzwert zur Grund⸗ 
lage der Kreditgewährung nehmen. Aber ſelbſt 
bei aller Weitherzigkeit wird ſich ſtets zeigen, daß 
zwiſchen dem, was die Gewerbetreibenden verlan- 
gen müſſen, und dem was die Banken geben kön⸗ 
nen ein Unterſchied beſteht. Und um dieſen Un⸗ 
terſchied infolge der Preisrevolution handelt es 
ſich. Um den allein ſollte debattiert werden. 
Nun haben in den Unterhaltungen der 
Kommiſſion die Bankvertreter ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß alle Unternehmungen 
ſich eben jetzt genau ſo wie früher nach 
ihrer Kapitaldecke ſtrecken müſſen. Jemand, der 
ein nicht genügendes Eigenkapital habe, müſſe 
jih dem erhöhten Preis aller Materiatien dadurch 
anpaſſen, daß er ſeinen Umſatz verringere. Das iſt 
ſchon privatwirtſchaftlich, vom Standpunkte der 
Unternehmungen aus geſehen, nicht gänz richtig. 
So kann man nur deduzieren, wann man die Dinge 
durchaus nur vom Standpunkt des Bankfachman⸗ 
nes aus betrachtet. Aber ſolche Betrachtung führt 
volkswirtſchaftlich zu ſehr üblen Konſequenzen. 
Sowohl im Handel als auch in der Produktion 
ergibt ſich daraus, daß Händler und Fabrikanten, 
um die gleiche Summe wie früher zu verdienen, 
oder um womöglich entſprechend den größeren 
Anſprüchen der Jetztzeit, ihren Verdienſt zu er⸗ 
hoͤhen, auf das einzelne Warenſtück mehr auf- 
ſchlagen, als früher. Mithin verteuern ſie die 
Warenpreiſe und tragen dadurch entweder zur 
weiteren Geldentwertung bei oder provozieren 
das völlige Verſagen der Käufer, wie wir 
es beim letzten allgemeinen Käuferſtreik er⸗ 
lebten. Die kapitaliſtiſche Wirtſchaft ift eben 
auf ein Höchſtmaß von Produktionsleiſtung 
und Umſatz eingeſtellt. Aber die Schwierig⸗ 
keit, die ſich ergibt, liegt ja gar nicht allein 
im Gewinnnzuſchlag, ſondern vor allem in der 
Unkoſtenquote. Bei geringerem Umſatz berechnen 
ſich die Generalunkoſten für das einzelne Waren- 
ſtück erheblich höher. Vor allem aber verteuert 
ſich natürlich die Unkoſtenquote bei der Produktion 
mit dem Abnehmen der Produktionsmengen. Statt 
alſo die Forderungen der Zeit auf Erzielung 
höchſter Produktivität zu erfüllen, nimmt infolge 
der mangelhaften Kreditverhältniſſe der Produk⸗ 
tivitätsgrad ſogar ab. Statt Rationaliſierung 
heißt das alſo Primitiviſierung der Warenher⸗ 
ſtellung. f 
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Dieſe Betrachtungen zeigen uns aber noch 
in einer weiteren Hinſicht, zu welchen volfs- 
wirtſchaftlich bedenklichen Zuſtänden es führen 
muß, wenn auch fernerhin die Kreditgewäh⸗ 
rung bloß nach jenen an fih durchaus be- 
rechtigten Grundſätzen bemeſſen wird, nach denen 
die Banken bisher Kredit zu geben pflegten. 
Den Banken fehlte bisher jeder gemeinwirtſchaft⸗ 
liche Maßſtab bei der Kreditprüfung. Wenn 
jemand ihre Anſprüche auf Sicherheit erfüllt, 
ſo gewähren ſie den nach ihrer Anſicht be⸗ 
rechtigten Kredit. Aber was ein berechtigter 
Kredit ift, das ift ja eigentlich der Angel 
punkt, um den ſich eine grundſätzliche Ausſprache 
drehen ſollte. Die Banken halten jeden Kredit 
für berechtigt, bei denen Sicherheit für Ver⸗ 
zinſung und Rückzahlung beſteht, und bei 
dem die Kreditſumme ſich im vernünftigen 
Verhältnis zum Eigenkapital hält. Sie 
prüfen dann gar nicht, was mit ihrem 
Gelde geſchieht. Wenn jemand die im 
Augenblick unnützeſten Gegenſtände herſtellt, ſo 
bekommt er jede Summe Kredit, für die er gut 
iſt. Das liegt aber wahrhaftig nicht im Intereſſe 
einer zu rationaliſierenden Volkswirtſchaft. Wir 
können uns den Luxus, alles mögliche Herzu- 
ſtellen, wozu der einzelne Luſt hat, nicht mehr 
leiſten. Aber noch ein anderer Geſichtspunkt 
kommt hier in Betracht: Wenn irgendwo im 
Hinterwald, durch die Eigenart von Kriegs- und 
Revolutiouszeit begünſtigt, irgendein Unterneh- 
men, an ſich notwendige Gegenſtände mit den 
rückſtändigſten Arbeitsmethoden herſtellt, ſo daß 
es eine große Rentabilität erzielt, dann gewähren 
ihm die Banken gerade auf Grund dieſer Renta⸗ 
bilität, die lediglich auf hohe Monopol- 
preiſe zurückzuführen it, den gepünſchten 
Kredit. Auf der anderen Seite kann aber gleich⸗ 
zeitig eine Fabrik, die auf rationelle Arbeits- 
methoden und großen Umſatz geſtellt iſt, den Kredit 
nicht erhalten und muß womöglich brach liegen, 
obwohl ihre volle Ausnutzung dem Preisabbau, 
der Rationaliſierung der Wirtſchaft und damit der 
geſamten Volkswirtſchaft weſentlich nützen würde. 
Man erſieht ſchon aus dieſem Beiſpiel, daß der 
bankmäßige Kredit alter Form und ſeine even⸗ 
tuelle notwendige Reform durch eine volkswirt⸗ 
ſchaftliche Einſtellung einer gründlichen Dis⸗ 
kuſſion bedürfen, bei der man ſich nicht von 
gewiſſen Nebenumſtänden ablenken laſſen dürfte. 

Neben dem laufenden Betriebskredit, den 
ich bei meinen vorliegenden Ausführungen weſent⸗ 
lich im Auge hatte, kommt hier natür⸗ 
lich auch noch der Anlagekredit in Be⸗ 
tracht. Im Hinblick auf dieſen ſtehen die 
Bankenvertreter auf dem Standpunkt, daß der 
Markt für Anlagekredite augenblicklich ſehr auf- 
nahmefähig ſei, und daß man eben verlangen 
niije, große Privatunternehmunngen ſollten ſich 
in Aktiengeſellſchaften umwandeln, die ihre Kapi⸗ 
talserhöhungen durch Ausgabe von Aktien und 


Obligationen leicht durchführen können. Es iſt an 
ſich gewiß richtig, daß nicht bloß die Ausdehnung 
der Aktienunternehmungen, ſondern vielleicht auch 
die der G. m. b. H., oder grundſätzlich die 
Einführung der in England üblichen Form der 
„Limited“-Unternehmung für Deutſchland dur- 
aus ins Auge zu faſſen wären. Aber damit iſt 
das Problem nicht gelöſt, denn es wäre ja dann 
noch zu unterſuchen, ob die Ausbreitung des An⸗ 
lagekredites, die augenblicklich vielleicht doch nur 
durch die ſtarke Inflation und durch das ab und 
zu bemerkbar werdende Intereſſe ausländiſchen 
Kapitals an einzelnen deutſchen Unternehmungen. 
möglich iſt, als eine ideale Erſcheinung begrüßt 
werden kann. Doch darüber wird ſich vielleicht 
ein anderes Mal die Möglichkeit ausführlicher 
Ausſprache ergeben. 


Es fragt ſich eben, wenn man das 
Problem insgeſamt überſchaut, ob dieſen 
ganz neuen Formen und Notwendigkeiten 


der Kreditanſprüche durch die Banken ge— 
nügt werden kann. Dieſe deutſchen Banken 
ſind zum großen Teil heute vollgeſtopft 
mit den Schatzwechſeln des Reiches. Sie empfangen 
außerdem die Milliarden ihrer Depoſitengelder 
aus einem Inflationsbecken, deſſen Dauerbarkeit 
ſchwer zu prüfen iſt. Vor allem aber iſt bei 
den bisherigen Diskuſſionen die Frage des 
Deviſenkredites gegenüber dem Ausland über- 
haupt noch nicht geprüft. Angeſichts dieſer Pro- 
bleme drängt ſich einem doch unwiderſtehlich die 
Idee auf, daß ein Weg gefunden werden müßte, 
auf dem den Gewerben durch das Mittel des 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes die Mög- 
lichkeit, Ergänzungskredite zu erlangen, ge- 
ſchaffen wird. Dabei ſollen weder die 
Privatbanken noch vor allem die Reichsbank aus⸗ 
geſchaltet werden. Es ſoll nur durch die 
Solidarhaftung der Gewerbe den Banken oder 
mindeſtens dem genoſſenſchaftlichen Zentral- 
inſtitut unter Mitwirkung der Banken der bank⸗ 
mäßige Weg zur Gewährung von Ueberkrediten 
gewieſen werden. Namentlich in den Fällen, in 
denen die Gewerbezweige aus produktiven volks⸗ 
wirtſchaftlichen Gründen ſolche Kreditgewährung 
an einzelne Unternehmungen für notwendig 
halten. Die Banken ſollten mithin einſehen, 
daß es ſich hier um gar kein Konkurrenzmanöver, 
ſondern um eine gemeinwirtſchaftliche notwendige 
Neuſchöpfung handelt, bei der ſie nicht aus⸗ 
geſchaltet, ſondern für die vielmehr nur ihre Mit⸗ 
wirkung durch vorbereitende Akte ihnen über⸗ 
haupt ermöglicht wird. Andererſeits aber ſollten 
auch die Befürworter des Projekts der Wirt⸗ 
ſchaftbank ſich von den Grundformen des Zu⸗ 
ſammenſchluſſes aller Gewerbe nicht abdrängen 
laſſen. Die Frage der Einſchaltung der Spar⸗ 
kaſſen und anderer ſtädtiſcher Gelder iſt erſt eine 
Frage zweiter Ordnung. Sie kompliziert ledig⸗ 
lich das Proejkt und zerſplittert die Front ſeiner 
Anhänger. 
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Erſatzanſchaffungen und Meuankagen unfer dem 
Einfluß der Geldentwertung. 


Von 


Prof. Dr. W. Prion-Köln!“) 


1. 

In der Zeit vor dem Kriege galt allgemein die 
Regel, daß bei Ausſonderung eines Anlageſtückes aus 
dem Betrieb die Erſatzbeſchaffung mittels der ange- 
ſammelten Abſchreibungsbeträge erfolgte und die Koſten 
des Erſatzes auf Anlagekonten verbucht wurden. Un- 
ſtelle des durch die jährlichen Abſchreibungen perrin- 
gerten Anlagebeſtandes trat der für die Erſatzanlage 
verauslagte Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis, von 
dem nunmehr wieder die Abſchreibungen vorgenommen 
wurden. Wie bei Beſprechung der Abſchreibungen aug- 
geführt worden iſt, haben nicht nur mit Rückſicht auf 
die gewaltige Steigerung der Koſten für den Wieder- 
erſatz der verbrauchten Anlagen die Abſchreibungsbe⸗ 
beiträge ganz beträchtlich erhöht werden müſſen, ſondern 
auch die bis dahin erfolgten Abſchreibungsbeträge find — 
ſoweit fie nicht in wertſteigernden Rohſtoffen oder 
Waren angelegt waren — von der Geldentwertung ge- 
troffen worden, alſo nur Papiermark wert. Daher 
ſind — wie aus dem angeführten Beiſpiel hervorging — 
auch für die früheren Abſchreibungsbeträge noch be- 
fondere Nückſtellungen vorzunehmen, um fie auf die 
Papiermarkſummen zu bringen, die für die Erſatzbe⸗ 
ſchaffung erforderlich ſind. Wenn dieſer Sachverhalt 
überall richtig erkannt worden wäre, würden weder 
die Unternehmer noch die Oeffentlichkeit über die 
„hohen“ Gewinne der wirtſchaftlichen Betriebe fo er- 
ſtaunt geweſen fein. Es hätte dann auch jenes Ber- 
ſteckſpiel mit den Gewinnen, wie es geſchildert worden 
iſt, vermieden werden können, und endlich wäre in 
vielen Fällen die Dividendenpolitik eine andere, vor- 
ſichtigere geweſen. 

Weil aber dieſe Zuſammenhänge nicht überall be- 
griffen worden ſind, haben gar viele Anternehmungen 
nicht einmal für die erhöhten Papiermarkabſchreibungen 
und Rückſtellungen vorgeſorgt. Sie find in größte 
Verlegenheit geraten, wenn fie etwa, wie folgt, dis- 
poniert haben: 


Anſchaffungspreis 1. Januar 1910 1000 000 
Abſchreibungen bis 1918 900 000 
Buchbeſtand 1. Januar 1919 100 000 
Erneuerungskonto 1919 2 000 000 


(gleich Rückſtellung für Erſatzkoſten 20 Mill. 42 
für 1 Jahr) 

Verkauf der alten Anlage 

1. 1. 1920 Erſatzanſchaffung 


2 000 000 
20 000 000 


1) In dem Aufſatz über die Abſchreibungen, vergl. 
Nr. 20, ſind verſchiedene Druckfehler ſtehengeblieben. 
Insbeſondere muß es im zweiten Abſatz Zeile 21 heißen: 
nach den Weederanſchaffungskoſten ſchlechthin und 
ebenſo Zeile 30: nach den tatſächlichen Wiederan⸗ 
ſchaffungskoſten. Im übrigen ſind meine Ausführungen 
über Abſchreibungen und Steuer in der Köln. 
Volkszeitung vom 29. September 1920 heranzuziehen. 


Dann ſind vorhanden: 
1919 Abſchreibung 2 000 000 


1920 Erlös 2.000 000 
ab Buchwert 100 000 
1900 000 


und Abſchreibungen 


1910 bis 1918 900 000 


4 800 000 

ſomit fehlen 15 200 000 
Papiermark. Bei dieſer Berechnung hat der Anter⸗ 

nehmer überſehen, daß für die ehemals 2 900 000 
in Papiermark 18 000 000 
davon ab AL 900 000 
noch * 17 100 000 
zurückzuſtellen geweſen wären, oder mit Berückſichtigung 
des Erlöſes beim Verlauf der alten Anlage in Höhe 
von 1 900 000 die Summe von 15 200 000, eben der 
oben errechnete Fehlbetrag. Da dies nicht geſchehen 
iſt, ſteht der Anternehmer vor der Frage: woher die 
15 Mill. / für die Erſatzanſchaffung nehmen. Wohl⸗ 
verſtanden: Erſatzanſchaffung, für die in vergangenen 
Zeiten der Kaufpreis durch die Abſchreibungen in felbft- 
tätiger Weiſe aus den Einnahmen angeſammelt wird. 

Folgende Möglichkeiten ſind gegeben: 

Entweder: Der Gewinn iſt verhältnismäßig gering, 
trotzdem wird eine „angemeſſene“ Dividende verteilt. 
(Der Gewinn kann auch hoch fein; er wird zur Aus- 
ſchüttung einer hohen Dividende verwendet.) Dann 
bleibt nichts anderes übrig, als neues Kapital aufzu- 
nehmen oder die Erſatzbeſchaffung immer wieder hin- 
auszuſchieben, „bis die Preiſe niedriger geworden find“, 
Im erſteren Falle ift die ſehr wichtige Tatſache zu 
beachten, daß mit der Kapitalbeſchaffung keine Erwei⸗ 
terung der Anlagen, keine Erhöhung der Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Betriebes verbunden if, ſondern nur die Er- 
haltung des Betriebes auf derſelben Grundlage ange⸗ 
ſtrebt wird, indem eine unbrauchbar gewordene Anlage 
durch eine andere, neue erſetzt werden ſoll. Die Kapital⸗ 
erhöhung ift — wenn das Stamm- oder Grundkapital 
erhöht wird — mit einer Vermehrung des Dividenden- 
anſpruches — wenn Obligationen⸗Kapital aufgenommen 
wird — mit einer feſten Zinſenlaſt für den Betrieb ver- 
bunden. Die Beobachtung lehrt, daß ſich in dieſer 
Lage zahlreiche Anternehmungen befunden haben und 
noch befinden. 

Wird neues Kapital aufgenommen, ſo wird die 
Buchung fein: Anlagen + 20 Mill. % und Kapital- 
konto + 20 Mill. M. Die neuen Anlagen erſcheinen 
in Papiermark auf den Anlagekonten und auch in der 
Bilanz, wenn nicht gerade im laufenden Jahre große 
Einnahmen ſofortige Abſchreibungen bis zur Höhe des 
Friedensanſchaffungspreiſes ermöglichten. (1 Mill., die 
dann Goldwertcharakter hat.) 
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Andere Anternehmungen werden angeſichts der 
hohen Koſten und der Schwierigkeit der Kapitalbe⸗ 
ſchaffung verſucht haben, die Erſatzanſchaffung immer 
wieder hinauszuſchieben. Dieſe „Verſuche“ erſtrecken 
ſich jetzt über faſt fünf Jahre; ſie gründen ſich auf die 
Hoffnung, daß doch einmal die Preiſe ſinken werden. 
Induſtrielle Sachverſtändige ſagen aus, daß dieſe Politik 
des Behelfens und Abwartens den Zuſtand der Be- 
triebseinrichtungen mancher Anternehmungen bedenklich 
verſchlechtert habe und kaum noch einige Zeit fortgeſetzt 
werden könne. Da eine wirklich fühlbare Geldwert- 
erhöhung bzw. Preisſenkung in der nächſten Zeit 
— (finanzielle Friedensbedingungen!) — nicht zu er⸗ 
warten iſt, die Hinausſchiebung der Erneuerung der 
Betriebsanlagen nicht ins Anendliche fortgeſetzt werden 
kann, ſo werden ſich die hier ausgeführten Folgen der 
Geldentwertung für die finanzielle Führung der Be⸗ 
triebe noch kräftiger bemerkbar machen, wenn die 
Schwierigkeiten der Kapitalbeſchaffung anhalten werden. 


Oder: Die Unternehmungen verfügen über ent- 
ſprechenden Papiermarkgewinn, aus dem die Ab- 
ſchreibungen und Rückſtellungen für die Erſatzanſchaffung 
genommen werden können. In dieſem Fall kann nach 
dem angeführten Beiſpiel verfahren werden: 

Aus dem Gewinn ſind zu nehmen: 
Abſchreibungen für 1919 A 
Aufrechnung der Abſchreibungen von 1910 

bis 1918 in Höhe von 900 000 , wenn 

noch nicht erfolgt oder keine Reſerven 

dafür in Anſpruch genommen werden 17 100 000 A 

ſo daß der Gewinn um 19 100 000 % 
gekürzt und das Rlickſtellungskonto für dieſen Betrag 
von 19,1 Mill. erkannt wird. Das Rückſtellungs⸗ 
konto wird ferner erkannt zu Laſten des Anlagekontos 
für die früher erfolgten Abſchreibungen: 900 000 AM, 
fo daß für die Erſatzanſchaffung 20 Mill. vorhanden 
find. Werden die 20 Mill verauslagt, dann wird 
das Erneuerungskonto für dieſen Betrag belaſtet und 
auf dem Anlagekonto bleibt ein Betrag von 1 Mill. &, 
der urſprüngliche Friedensanſchaffungspreis, beftehen- 
Will man ihn auf Papiermark bringen, alfo die An- 
lagen nach ihren neuen Anſchaffungskoſten in die Bilanz 
einſetzen, dann ift entſprechend der Erhöhung des Ber- 
mögens auf der linken Seite eine Aufrechnung des 
Kapitals auf der rechten Seite der Bilanz durch folgende 
Buchung vorzunehmen: 


Anlagekonto an Papierkapital. Zuwachskonto. 
Papiermark für Erſatzanſchaffungen 19 Mill. M. 

Dieſe klare und durchſichtige Behandlung der Er- 
ſatzanſchaffungen unter Einwirkung der Geldentwertung 
findet aber, ſoweit die veröffentlichten Bilanzen ein 
Arteil geſtatten, noch keine Anwendung. Beliebter, 
weil einfacher und nach außen hin verdeckter, iſt daher 
das Verfahren, die Koſten der Erſatzanſchaffung einfach 
aus dem Gewinn zu nehmen und nur den Betrag über 
Anlagekonto zu verbuchen, der etwa den Friedens- 
preiſen entſpricht. In der Wirkung kommt das auf 
dasſelbe hinaus. Nur wird bei dieſem Verfahren die 
Steuerbehörde nicht ſo leicht zu überzeugen ſein, daß es 
ſich um Aufwendungen für Erſatzbeſchaffungen handelt, 


2 000 000 %% 


die, wie früher ausgeführt worden iſt, grundſätzlich von 
der Entrichtung einer Steuer befreit fein follten. 
II. 

Soviel über die Erſatzanſchaffungen. Anders nun 
liegt es mit den wirklichen Zugängen an Anlagen, mit 
den Auslagen, die eine Verbeſſerung, Vergrößerung, Er- 
weiterung der Betriebseinrichtungen bezwecken. Wenn 
— wie unter Abſchreibungen näher ausgeführt — be⸗ 
bereits bei einer Erſatzanſchaffung die Mehrkoſten, fo- 
weit ſie auf eine Vervolllommnung und Erhöhung der 
Leiſtungsfähigkeit gegenüber der alten Anlage zurückzu⸗ 
führen find, grundſätzlich aus neuem Kapital zu be- 
ſtreiten ſind, ſo trifft dieſe Forderung ganz beſonders 
dann zu, wenn Mittel für eine offenſichtliche Erweite⸗ 
rung oder Vergrößerung der Betriebsanlagen, für Neu- 
bauten, neue Maſchinen oder neue Einrichtungen aug- 
gegeben werden, die eine längere Lebensdauer als ein 
Jahr haben. Dann ſind die verausgabten Beträge über 
Anlagekonto zu verbuchen; ſie ſtellen Aufwendungen 
dar, die nicht nur dem Jahr zur Laſt geſchrieben werden, 
in dem ſie verausgabt worden ſind, ſondern auch von 
den folgenden Jahren getragen werden müſſen, in 
denen ſie noch der Erzeugung dienen. Die Auslagen 
für Neuanſchaffungen ſchmälern alſo den Jahresgewinn 
nur aus der anteiligen Abſchreibungsſumme; fie er- 
ſcheinen bis zu ihrer endgültigen Verrechnung in der 
Jahresbilanz als Beſtände auf den Anlagekonten. So 
betriebs wirtſchaftlich und ſteuerrechtlich. 

In der Finanzierungspraxis der Vorkriegszeit war 
jedoch in zahlreichen Betrieben das Beſtreben zu er⸗ 
kennen, auch die Beträge für ſolche langjährigen Er- 
weiterungen, ſei es in vollem Amfang oder zu mehr 
oder weniger großen Teilen — je nach ihrer Höhe — 
als Ankoſten des betreffenden Jahres zu verrechnen 
d. h. fie über Gewinn- und Verluftkonto, anſtatt über 
Anlagekonto zu verbuchen. Die Verwendung von Be- 
triebsüberſchüſſen zum Ausbau der Anternehmungen, 
zur inneren Konſolidierung, wie der finanztechniſche 
Ausdruck lautet, galt fogar als ein ſehr ſolides Finan- 
zierungsmittel, das auch den Aktiengeſellſchaften, bei 
denen eigentlich die Gewinne zur Ausſchüttung gelangen 
ſollen, zur weitgehenden Anwendung empfohlen wurde. 
Als gutes Beiſpiel dafür, daß Aktiengeſellſchaften wirt- 
lich ſo verfahren haben, iſt der Bochumer Verein für 
Gußſtahlfabrikation zu nennen, deſſen Verwaltung es 
verſtanden hat, die geſamten Anlagen bis zum Kriege 
zu %s aus eigenen Betriebsüberſchüſſen zu finanzieren. 

Bei dieſer Finanzierungs- und Bilanzierungsprarig 
iſt jedoch zu beachten, daß regelmäßig ſchon vorhandene 
Betriebsüberſchüſſe verwendet wurden, um aus ihnen 
die Neubauten, Neuanſchaffungen, Erweiterungen zu 
beſtreiten und zu verhindern, daß die Auslagen den 
Anlagekoſten zur Laft geſchrieben wurden. Dabei war 
es an ſich gleichgültig, ob dieſe Aberſchüſſe im Laufe 
des Betriebsjahres entſtanden oder aus früheren Jahren 
in Geſtalt von offenen oder ſtillen Reſerven verfügbar 
waren. In den ſeltenſten Fällen dürfte es vorgekommen 
ſein, daß etwa die kalkulierten Verkaufspreiſe von vor⸗ 
hinein um die Ausgaben für die geplanten Neuanlagen 
geſteigert worden wären; der ſcharfe Wettbewerb auf 
faſt allen Gebieten des Warenverkehrs führte vielmehr 


— 336 — 


eher dazu, die Selbſtkoſtenberechnungen den Preiſen 
anzupaſſen. So lag im Gegenteil der Beſtreitung von 
Anlagen aus dem Betriebe der Gedanke zugrunde, eine 
günſtigere Kalkulationsgrundlage für die anzubietenden 
Waren zu gewinnen, indem die Abſchreibungsquoten 
auf die nicht erhöhten Anlagen geringer angeſetzt werden 
konnten und gleichzeitig das Dividenden- oder zinfen- 
berechtigte Kapital niedrig gehalten wurde. Selbſtver⸗ 
ſtändlich verſuchte jede Unternehmung unabhängig von 
ihren Kalkulationen die höchſtmöglichen Preiſe, die 
höchſtmöglichen Gewinne zu erzielen, aus denen jene 
Finanzierungsweiſe ermöglicht wurde. 

In der heutigen Zeit der Geldentwertung koſten 
Neuanlagen erhebliche Mengen Papiermark. Jm all- 
gemeinen ſcheuen daher die Anternehmungen, Neuan⸗ 
lagen ausführen zu laſſen, es ſei denn, ſie verfügen 
eben wieder über reichliche Gewinne, die ſie nicht aus 
der Hand geben wollen. Selbſt die Ausbeſſerung und 
Inſtandhaltung der beſtehenden Anlagen, die in der 
Kriegsperiode ſtark beanſprucht und vernachläſſigt 
worden ſind, ja in vielen Fällen zuſammenzufallen 
drohen, erfordern erhebliche Mittel, ſofern es angeſichts 
des Mangels an gewiſſen Rohſtoffen und Betriebs- 
materialien überhaupt möglich ift, die Snftandhalfungs- 
arbeiten auszuführen. Auf jeden Fall find Neuanfchaf- 
fungen und Reparaturen heute eine ſolche koſtſpielige 
Sache, daß fie dem Unternehmer die größte Sorge be- 
reiten. 

Was die Neuanlagen anlangt, fo find die Unter- 
nehmungen zur Zeit wieder ſehr geneigt, die Ausgaben 
hierfür — je nach ihrer Größe — am liebſten ſofort 
aus dem Betriebe abzubuchen, das heißt, dem jeweiligen 
Jahreserträgnis zur Laſt zu ſchreiben, obwohl einwand- 
frei feſtſteht, daß die Neuanlagen eine Erweiterung des 
Betriebes bedeuten und viele Jahre an der Herſtellung 
einer erhöhten Warenmenge Anteil haben. Die Unter- 
nehmer ſcheuen ſich, die phantaſtiſch hohen Koſten der 
neuen Anlagen — gegenüber den noch aus früherer 
Zeit in Goldmark zu Buch ſtehenden Ziffern für die 
alten Anlagen in der Bilanz aufzuführen und von Jahr 
zu Jahr weiter zu ſchleppen. Dazu kommt, daß die 
aus der fortſchreitenden Geldentwertung hervorgehenden 
erhöhten Papiergeldeinnahmen und ⸗überſchüſſe buch. 
halteriſch und bilanztechniſch als Gewinne erſcheinen, 
deren Höhe im Verhältnis zu den meiſt noch in Gold 
eingezahlten Aktienkapitalien Unbehagen auslöſt. Die 
Anternehmer benutzen daher die erhöhten Papiergeld. 
einnahmen ſofort wieder zur Beſtreitung der Ausgaben 
ür die Neuanlagen, zumal fie nicht willen, ob es ihnen 
gelingen wird, die Mittel für die Neuanlagen auf 
anderen Wegen (Bankkredit, Aktien. und Obligationen. 
ausgabe) aufzubringen. 

Wenn man von der Benachteiligung der Aktionäre 
abſieht, die darin beſteht, daß ſie auf ihre in Goldmark 
gezahlten Aktienbeträge ziffernmäßig bie gleiche oder 
eine nur wenig erhöhte Dividende in Papiermark er- 
halten, ſo iſt daß oben geſchilderte Finanzierungsver⸗ 
fahren vom Standpunkt der Anternehmung durchaus zu 
billigen. Ihre finanzielle Kraft wird geſtärkt. Aber 
hier zeigt ſich wieder einmal deutlich, wie privatwirt- 
ſchaftliche und volkswirtſchaftliche Intereſſen auseinander 
klaffen können. Die Beſtreitung der Anlagekoſten aus 


den Betriebsergebniſſen eines Jahres kann nämlich 
dazu führen, daß der Unternehmer auch dieſe Ausgaben. 
und zwar ſamt und ſonders in feine Preiſe hineinkal⸗ 
kuliert. Angeſichts der heutigen Verfaſſung der meiſten 
Warenmärkte, des Mangels an Waren und den dadurch 
gegebenen Steigerungsmöglichkeiten der Preiſe iſt es 
ſogar ein leichtes, die Preiſe der Waren um dieſe 
Ausgaben zu erhöhen, d. h. alſo Anlagen, die eigentlich 
einer Reihe von Jahreserträgen zur Laſt fallen ſollten, 
zu Laſten eines Betriebsjahres zu verbuchen mit der 
Wirkung — wie ſie auch ſchon bei den übermäßigen 
Abſchreibungen auf die alten Anlagen feſtgeſtellt worden 
ift —, daß die gequälte Gegenwart noch die Koſten für 
die Betriebsanlagen aufzubringen hat, die erſt in der 
Zukunft und dann in vollem Amfang neue Erzeugniſſe 
liefern. Der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik muß es vor- 
behalten bleiben, hier einen Ausgleich zwiſchen den Inter 
eſſen der Betriebe und denen der Allgemeinheit zu finden. 

Für gewöhnlich reichen aber ſelbſt die hohen Papier · 
markgewinne in der Geldentwertungszeit nicht aus, um 
daraus die Neuanlagen zu beſtreiten. Die Klagen der 
Anternehmungen gehen allgemein dahin, daß ſelbſt bei 
größter Beſchränkung auf das allernotwendigſte die Be- 
ſchaffung neuen Kapitals für Neuanlagen nicht zu um- 
gehen iſt. Aber auch bei der Beſtreitung der Zugänge 
aus neuem Kapital bleibt das Beſtreben vorherrſchend, 
nachf Möglichkeit ſofort erhebliche Beträge an den auf den 
Anlagekonten verbuchten Neuanſchaffungen abzuſchreiben. 

Der Anternehmer geht bei dieſer Kalkulations und 
Bilanzpolitik wieder von der Vorſtellung aus, daß die 
Preisentwickelung in Zukunft ungewiß iſt, und vor 
allem eine allgemeine Preisſenkung eintreten kann. 
Dann, fo glaubt er, fei die Aufbringung hoher Ab- 
ſchreibungsquoten für die zu hohen Preiſen angeſchafften 
Neuanlagen unmöglich bzw. die Rentabilität ſeines 
Anternehmens in Frage geſtellt. Bei dieſer kaufmän⸗ 
niſchen Vorſicht und Sorgfalt wird jedoch vielfach über- 
ſehen, daß zwar eine allgemeine Preisermäßigung — 
bei gleichgebliebenem Amſatz — die Einnahmen ſchmälert, 
aber es ermäßigen fih auch gleichzeitig die Betriebs- 
ausgaben, insbeſondere ſind dann auch die Koſten des 
Wiedererſatzes geringer geworden, nach denen ſich die 
Abſchreibungsbeträge richten. Dazu kommt, daß in Zeiten 
ſinkender Preiſe oder ſteigenden Geldwertes die bis dahin 
angeſammelten Abſchreibungsbeträge an Kaufkraft ge- 
winnen, wenn fie in Geld oder Geldforderungen vor- 
handen ſind und nicht etwa in dinglichen Vermögens- 
gegenſtänden — Nohſtoffen, Waren — ſtecken, die der lau⸗ 
fenden Entwertung unterworfen ſind. Allerdings können in 
dieſem Falle hohe Buchwerte in Papiermark als Reit: 
beſtände in den Bilanzen erjcheinen, die bei einer allge- 
meinen Preisermäßigung weniger wert geworden ſind ). 


1) Beifpiel: 
Anſchaffung 1920. 
Abſchreibung 1920 2000000 „ 
Buchwert 1921 . 18 000 000 PM 
Im Jahre 1921 ſoll die Maſchine nur noch den halben 
Preis koſten. Abſchreibungen jährl. daher nur 1 Mill. 
Mark. Nach 9 Jahren Geſamtabſchreibungen 11 Mill. 
Mark. die zur Erſatzbeſchaffung genügen. Reſtbuchwert 
noch 70 Mark, die einen Verluſt an den Sachwerten 
darſtellen. 


20 000 000 PM 
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Dann ſteht die Bilanz unter der Wirkung des umgekehrten 
Vorganges wie ehedem bei der fortſchreitenden Geld⸗ 
entwertung bzw. Preisſteigerung. Die Fehlbeträge 
könnten buchmäßig ausgeglichen werden durch Heran⸗ 
ziehung des Zuwachskapitalkontos, wenn ein ſolches ge⸗ 
bildet worden iſt, ſonſt durch Verwendung ſonſtiger 
Reſerven oder letzthin durch Herabſetzung des Grund- 
oder Stammkapitals. (Hier wird deutlich, wie falſch 
es ift, die in Zeiten zunehmender Geldentwertung herein⸗ 
kommenden Mehrerlöſe ſchlechthin als Gewinn anzu- 
ſehen — oder noch ſchlimmer — ſie als ſolche zu be- 
handeln.) Wenn auch der Unternehmer diefe Über 
legungen beſtenfalls anſtellt, fo liebt er doch nicht die 
entdeckten Schwierigkeiten, Angewißheiten, Angereimt⸗ 


Revue der 


Im erſten Heft des 48. Bandes des Mr- 
chivs für Sozialwiſſenſchaft und So⸗ 
zialpolitik“ veröffentlicht Dr. Max Hirſch⸗ 
berg den Verſuch einer prinzipiellen Kritik des 
revolutionären Sozialismus und 

BVolſchewismus. 
Nach einer eingehenden Darſtellung der bolſche— 
wiſtiſchen Wirtſchaftspolitik unterſucht er die wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen des bolſchewiſtiſchen Programms. 
Dabei weiſt er darauf hin, daß der Zuſammen⸗ 
bruch der ruſſiſchen Volkswirtſchaft bereits im No⸗ 
vember 1917 erfolgt war, daß es alſo ungerecht 
ift, das wirtſchaftliche Chaos in Sowjetrußland aus- 
ſchließlich auf den Verſuch der Verwirklichung bol⸗ 
ſchewiſtiſcher Doktrinen zurückzuführen. Doch davon 
abgeſehen, erblickt er in den bisherigen Aus⸗ 
wirkungen bolſchewiſtiſcher Politik inſofern einen 
grundlegenden Irrtum der bolſchewiſtiſchen Führer, 
als fie die pſychologiſche Einſtellung der breiten 
Maſſen den Erſcheinungen des öffentlichen Lebens 
gegenüber völlig verkannt haben. Der ruſſiſche 
Bauer hat die für die Sozialiſierung vorausgeſetzte 
notwendige Reife des Proletariats nicht erreicht. 
Der Gedanke der Kollektivbewirtſchaftung fand nur 
geringen Anklang. Bei der chaotiſchen Aufteilung 
des Grund und Bodens wurde wirtſchaftliche Gleidh- 
berechtigung nicht im entfernteſten erreicht. Die An⸗ 
kündigung, daß der Boden periodiſch neu verteilt 
werden folle, führte zum Raubbau bei der Uus- 
nützung der Anteile und zu forglojer Dispoſition 
auf kurze Zeit. Die Theorie der Bolſchewiki, die 
antianarchiſtiſch war, hatte anarchiſche Wirkungen 
insbeſondere auch noch herbeigeführt durch die Ber- 
pflanzung des Klaſſenkampfes auf das Land als 
Folge des Dekrets über die Dorfarmut. In ſeiner 
allgemeinen Kritik des Volſchewismus ſagt H irſch⸗ 
berg: Sozialiſierung ſetzt objektiv eine gewiſſe Neife 
des Kapitalismus voraus. In einem Zeitpunkt, in 
dem ſich die Wirtſchaft im Zuſtand chaotiſcher Ver⸗ 
wirrung befindet, kann ſie den mit radikalen Experi⸗ 
menten notwendig verbundenen Blutverluſt nicht er⸗ 
tragen .. .. Eine ſtarke pſpchologiſche Ueber⸗ 
ſchätzung des ſtädtiſchen Proletariats zeigt ihr Syſtem 


heiten, Kapitalveränderungen hin und her. Dann iſt 
es eben einfacher, die geſamten Koſten der Neuanlagen 
ſofort oder zu einem großen Teile — bis auf den Friedens- 
koſtenpreis — abzuſchreiben, und dieſes Verfahren iſt 
außerdem naheliegend, weil es zweifellos der Sicherheit 
des Betriebs zugute kommt. Die Sicherheit feines Betriebs 
zieht nun aber einmal der Anternehmer gern allgemeinen 
volkswirtſchaftlichen Ueberlegungen vor. Als Vertreter 
des allgemeinen volkswirtſchaftlichen Intereſſes er- 
ſcheinen dann — wenn nötig — die Preisprüfungs- 
ſtellen, die verhindern, daß ſich die betriebswirtſchaftlich 
durchaus zu billigende Vorſicht in eine zu ſtarke Er- 
höhung der Preiſe umſetzt. 


Jeitſchriften. 


der Arbeiterkontrolle. Ihr Verſuch, die Betriebs— 
leiter, Ingenieure, Techniker durch eine kollegiale 
Leitung des Betriebes durch die Arbeiter ſelbſt zu 
erſetzen, war von vornherein ausſichtslos. Die hierzu 
erforderlichen Fähigkeiten kann der Proletarier erſt 
nach teilweiſer Durchführung des Sozialismus in 
langer, mühevoller Entwicklung erwerben ... Ein 
Schiffsuntergang pflegt keine Schule des Gemeine 
ſinns zu fein; die in ihrer Exiſtenz gefährdeten 
Maſſen zeigen überall denſelben Ausbruch ſchran⸗ 
kenloſer Gewinnſucht und Selbſtſucht. Die ideologiſche 
Grundeinſtellung der Bolſchewiki in maſſenpſycholo⸗ 
giſchen Fragen ging von dem Irrtum aus, daß die 
revolutionäre Begeiſterung die jahrelangen Soziali⸗ 
ſierungsverſuche überdauern werde. In Wirklich⸗ 
keit führten Hunger, Kälte Arbeitsloſigkeit und die 
Entfeſſelung niedriger Inſtinkte trotz der ruſſiſchen 
Fähigkeit zur begeiſterten Hingabe an eine Idee zu 
einer Aufrichtung des Fauſtrechts in der Wohnungs⸗ 
und Ernährungsfrage, bei den Konfiskationen und 
Kontributionen, wobei die zarteren und geiſtigeren 
Teile des Volkes naturgemäß den kürzeren ziehen 
mußten. Ueber dieſe Kritik des Bolſchewismus hinaus 
geht Hirſchberg zu einer Kritik des revolutionären 
Sozialismus überhaupt. Ein revolutionärer Soziali⸗ 
ſierungsverſuch iſt ein erfolgloſer, wenn er nicht 
über dasjenige Menſchenmaterial verfügt, das die 
Betriebe fortführen kann . .. Die Eroberung der 
wirtſchaftlichen Macht iſt zwecklos, wenn ſie nicht 
das Weiterarbeiten der lebendigen Wirtſchaftsorga⸗ 
nismen mit jid bringt, deren Subſtrat die Produk⸗ 
tionsmittel ſind. Der revolutionäre Putſchismus, 
der Ueberrumpelungsverſuch, iſt ein ausſichtsloſes 
und infolge ſeiner Koſtſpieligkeit verbrecheriſches 
Unternehmen ... Ein entſcheidender Fehler des 
revolutionären Sozialismus beſteht in der ſchema⸗ 
tiſchen Abfaſfung ſeiner Programme, die ein Perz 
ſtändnis der Bauern ausſchließen. Nach zwei Rid- 
tungen: Sicherung der wirtſchaftlichen Leitung und 
der Arbeitsdiſziplin ſteht folgendes fejt: Die Er- 
ſetzung der bisherigen Betriebsleitung durch Prole⸗ 
tarier iſt bei dem momentanen Stand der Aus⸗ 
bildung derſelben undenkbar. Die leitende Stelle in 


Fabriken, Banken uſw. ſetzt ein hohes Maß von 
Kenntniſſen und organiſatoriſchen Fähigkeiten vor⸗ 
aus, das dem Proletarier notwendig fehlen muß. 
Es ſteht feſt, daß bei der momentanen, durch den 
Weltkrieg erzeugten egoiſtiſchen und anarchiſchen 
Tendenz die kollegiale Selbſtdiſziplin der Arbeiter 
undurchführbar iſt, ſo daß eine autoritative Leitung 
nicht ganz entbehrt werden kann ... Eine beſonders 
furchtbare Folge eines radikalen Experiments ift 
das Emportauchen des Lumpenproletariats und die 
Vergewaltigung der geiſtigeren Naturen durch die 
Uebermacht brutaler Fäuſte. Dieſe Vergeudung ſozial 
wichtiger Kräfte iſt ebenſo gefährlich wie die Ver⸗ 
geudung wirtſchaftlicher Güter. — Im gleichen Heft 
entwickelt der bekannte ſozialiſtiſche Theoretiker Otto 
Neurath ſein 


Syſtem der Sozialiſierung. 


Ausgangspunkt ſeiner Betrachtungsweiſe iſt der 
Leitſatz: Die Sozialiſierung tft eine organiſatoriſche 
Neugeſtaltung, nicht, wie man meint, ein bloßer 
Rechtsakt, durch den Privateigentum in Geſell⸗ 
ſchaftseigentum überführt wird. Das würde nichts 
helfen, wenn nicht die planmäßige Verwaltungs- 
wirtſchaft geſchaffen wird. Der Sozialiſierung 
ſtellt er folgende Aufgaben: Statt Verkehrs⸗ 
wirtſchaft bringe ſie Verwaltungswirtſchaft, d. h. 
eine zentrale Willensbeeinfluſſung oder mindeſtens 
Willensergänzung zur Verwirklichung eines Wirt- 
ſchaftsplanes; ſtatt Herrenherrſchaft bringe ſie Ge⸗ 
meinherrſchaft, indem ſie das ganze Volk zum Herrn 
ſeines Geſchickes macht; ſtatt Herrenwirtſchaft bringe 
ſie Gemeinwirtſchaft, welche allen in gleicher Weiſe 
Vorteile bringt. Ueber die Zuſammenhänge 
zwiſchen Sozialismus und Planwirtſchaft ſagt er 
folgendes: Durchgeführte Verwaltungswirtſchaft be⸗ 
deutet zentraliſtiſche planmäßige Naturalrechnung, 
ſie muß nicht Gemeinwirtſchaft, ſie muß nicht ſo⸗ 
ziabiſtiſche Lebenslagenverteilung bedeuten. Wer für 
irgendeine Verwaltungswirtſchaft eintritt, ſei fie vom 
Staat, von Verbänden, oder Gilden (3. B. Wilhelm 
Neurath, Rathenau) getragen, bereitet damit unaus⸗ 
weichlich der Planwirtſchaft den Weg und bereitet 
den Wirtſchaftsplan des Sozialismus vor. Die ſo⸗ 
zialiſierte Wirtſchaft iſt immer planmäßige Ver⸗ 
waltungswirtſchaft. Nach eingehender Darſtellung 
der Organe der Sozialiſierung und des Näteaufbaues 
in der ſozialiſierten Wirtſchaft beſpricht Neurath 
noch das Problem der Sozialiſierung und die ſo⸗ 
zialdemokratiſche Partei. Wenn in den Maſſen die 
heute vorhandenen, noch nicht klar erkennbaren Bez 
ſtrebungen zuſammengefloſſen und in Einheitlich⸗ 
lichkeit geklärt ſind, wird in einer Geſellſchaft von 
großer Mannigfaltigkeit, welche den Betrieb von 
Ackerbau und Induſtrie zu vereinen und den 
Anterſchied von Stadt und Land allmählich zu be⸗ 
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ſeitigen trachtet, der Wirtſchaftsplan herrſchen. Dann 
wird die Sozialdemokratie vom Hiſtorismus, der 
ſie groß und mächtig in der Vergangenheit machte, 
zum Utopismus fortgeſchritten ſein, der das Zeichen 
einer neuen Zeit ift, die in Erkenntnis der ges 
ſchichtlichen Notwendigkeit bewußt die Zukunft ge⸗ 
ſtaltet. — Im 2. Heft des Au. Jahrgangs von 
Schmollers Jahrbuch beſpricht Dr. Karl 
Kumpmann den Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit 
und 


die Reichsarbeitsloſenverſicherung. 


Er geht davon aus, daß in den Vordergrund des 
ganzen Problems die Frage gerückt werden muß: 
wie iſt vor allen Dingen der Arbeitsloſigkeit ent⸗ 
gegenzutreten, insbeſondere welche organiſatoriſchen, 
Maßnahmen find zu treffen, in beſtmöglichſter Weiſe 
für ausreichende Arbeitsbeſchaffung der nationalen 
menſchlichen Arbeitsenergie und für eine durchgrei⸗ 
fende Arbeitsvermittlung zu ſorgen. Die Frage der 
Arbeitsloſenverſicherung darf nur unter dem Gea 
ſichtspunkt betrachtet werden, daß es ſich dann um 
den Schutz derjenigen nationalen Arbeitskräfte han⸗ 
delt, die im Augenblick durch das vorhandene Quan⸗ 
tum nationaler Arbeit tatſächlich nicht beſchäftigt 
werden können. Die Darſtellungen Kumpmanns jind 
insbeſondere in der Behandlung der AUrbeitslojen- 
verſicherungsfrage eine ſcharfe Kampfanſage gegen 
die Entwürfe der Veichsarbeitsminiſterien über den 
Aufbau einer Erwerbsloſenverſicherung in An⸗ 
lehnung an das Krankenkaſſenweſen. Er weiſt bar- 
auf hin, daß irgendwelche verwaltungstechniſchen, 
Vereinfachungen durch eine derartige Zuſammen⸗ 
koppelung nach keiner Richtung hin eintreten wer- 
den, da die Krankenkaſſen für dieſen beſonderen 
Verſicherungszweig ſelbſtverſtändlich auch erſt neue 
bureaukratiſche Einrichtungen werden ſchaffen müſſen. 
Die Grundfrage des ganzen Problems, nämlich das 
Kontrollproblem, erſcheint ihm durch eine Verkoppe⸗ 
lung außerordentlich gefährdet. Nur eine enge Ver⸗ 
bindung des Arbeitsnachweisweſens und der Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung gibt Gewähr dafür, daß eine 
ausreichende Kontrolle über die Inanſpruchnahme 
der Verſicherung geſichert iſt, und daß vor allen 
Dingen die Zahl der, die Verſicherung in Anſpruch 
Nehmenden, auf das allermindeſte Maß beſchränkt 
wird. Das Arbeitsvermittlungsweſen läßt ſich mit 
der Arbeitsloſenverſicherung weiterhin verbinden mit 
einer zuſammenfaſſenden Organiſation der Notſtands⸗ 
arbeiten, mit einem grundſätzlichen Syſtem der 
Arbeits⸗ bzw. Arbeiterverſchiebung, alles Dinge, die 
notwendig find, um die Wrbeiterenergien zum 
Beſten der Volkswirtſchaft produktiv ausaunützen, 
alles Dinge, die nicht verwirklicht werden können, 
wenn die Verkoppelung mit den Krankenkaſſen durch⸗ 
geführt wird. 
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Revue der Preſſe. 


Den Plan einer großzügig anzulegenden 
„Gewerkſchaftsbank“ 

beſpricht Dr. Heinz Potthoff in „Der Regulator“, 
(Wochenſchrift des Gewerkvereins deutſcher Metall- 
arbeiter) v. 8. 10. Er führt aus, daß von der alten 
Parole der Gewerkſchaften „daß der gewerkſchaft⸗ 
liche Arbeiter nicht ſparen ſolle, weil er dadurch das 
kriſenbildende Mißverhältnis zwiſchen Produktion und 
Konſum durch Zurückbleiben ſeines eigenen Verbrauches 
befürworte“ abgegangen werden müſſe. Die Verhält- 
niſſe liegen heute ſo, daß das Einkommen der Arbeit⸗ 
nehmer mehr geſtiegen iſt, als die Erzeugung von Gütern. 
Am zu verhindern, daß die wachſende Nachfrage der 
Arbeitnehmer preisſteigernd wirke, ſoll der Arbeitnehmer 
angehalten werden, zu ſparen. Er ſoll ſeine Spargelder 
aber einem Anternehmen zur Verfügung ſtellen, das 
dieſe Gelder unter Berückſichtigung der Intereſſen des 
Arbeitnehmers anlegt. Als dieſes Anternehmen wird 
die Gewerkſchaftsbank angeſehen, in die die Sparein⸗ 
lagen der Arbeiterſchaft, ſowie flüſſige und nicht gut 
angelegte Vermögensbeſtand teile der Gewerkſchaften 
einfließen ſollen. Das, der Gewerkſchaftsbank zur 
Verfügung ſtehende Kapital, ſoll dem Genoſſenſchafts⸗ 
weſen, dem Gewerkſchafskampfe und dem Arbeitnehmer 
unterſtützungsweſen zur Verfügung geſtellt werden. 
Potthoff ſtellt dann folgende fünf Leitſätze für die 
Durchführung! feines Projektes auf. 

1. Jede große Gewerkſchaft oder Vereinigung von 
kleineren errichtet eine Sparkaſſe für ihre Mitglieder. 
Form und Geſchäftsführung werden vereinbart. 2. Als 
Zentrale dieſer Sparkaſſen dient eine allgemeine Ge- 
werkſchaftsbank, die den Ausgleich zwiſchen ihnen ſchafft, 
ihre Einlagen aufnimmt und einheitlich anlegt, ihnen 
bei Bedarf Vorſchüſſe gibt uſw.; auch als leitende, be- 
ratende Stelle die Geſchäftsführung erleichtert, vor 
allem einen Aeberweiſungs- (Giro-) und Scheckverkehr 
zur Förderung der bargeldloſen Zahlungen einführt. 
3. Dieſer Gewerkſchaftsbank überweiſen die Gewerk⸗ 
ſchaften denjenigen Teil ihres Vermögens, den ſie nicht 
gut und dauernd angelegt haben und nicht täglich be- 
nötigen. Auch ſie machen vom Scheck und Aeber⸗ 
weiſungsverkehr weiteſten Gebrauch. 4. Die Gewerk- 
ſchaftsbank tritt auch in geregelte Beziehungen zu den 
Verbänden der Genoſſenſchaften von Arbeitern, Un- 
geſtellten und Beamten, namentlich den Baugenoſſen⸗ 
ſchaften. 5. Als Form der Bank dürfte fich die Aktien⸗ 
geſellſchaft empfehlen, die am leichteſten beweglich 
und auch billig ift, wenn das Aktienkapital klein ge- 
halten werden kann. Das iſt aber möglich, wenn 
die Bank vom Vertrauen der Gewerkſchaften und 
ihrer Mitglieder getragen iſt, jene die Bürgſchaft 
für die Sicherheit der Spareinlagen übernehmen. 
Die Leitung des Anternehmens ſoll unter ſtändiger 
Aufſicht der Gewerkſchaften ſtehen, muß aber auch ſelbſt · 
ſtändig und beweglich ſein, und es iſt zu wünſchen, daß 
man einen Fachmann als verantwortlichen Leiter beſtelle. 
Das Bedenken, daß es gefährlich ſei, das gewerkſchaft⸗ 


liche Vermögen zu ſammeln und ſo die Kampffonds 
gemeinſam einer politiſchen oder wirtſchaftlichen Gefähr- 
dung auszuſetzen, iſt nicht begründet Die Bank als 
Aktlengeſellſchaft hätte rechtliche Selbſtſtändigkeit, eine 
Haftung ihrerſeits für die Kampfhandlungen der Gewerk: 
ſchaften wäre ausgeſchloſſen. In einem Artikel 

„der Dollarkurs und die deutſchen Kohlenlieferungen 

nach Holland“ 
berichtet der „Berliner VBörſen⸗Courier“ (19. 10.) über 
die neuen Schwierigkeiten die der Ratifizierung des 
deutſch-holländiſchen Kreditabkommens von holländiſcher 
Seite gemacht werden. In dem Abkommen iſt bezüglich 
des Preiſes für die von Deutſchland an Holland zu 
liefernden Kohlen beſtimmt, daß Holland den deutſchen 
Lieferanten die gleichen Preiſe zahlt, die in Holland für 
engliſche und amerikaniſche Kohle gleicher Qualität ent- 
richtet werden. Holland iſt in ſeiner Kohleneinfuhr ſeit 
einiger Zeit in verſtärktem Maße auf amerikaniſche 
Kohle angewieſen, deren Lieferung wohl etwas reichlicher 
geworden iſt, die aber im Preiſe für Holland höher 
ſteht als die engliſche. Nun will man in Holland die 
aus Amerika eingeführte Kohle mit Gold anſtatt mit 
Papierwechſeln zahlen. Der Preis der Kohle wird Da- 
durch in Gulden ausgedrückt, um etwa 30%᷑ niedriger. 
Dieſe Ermäßigung des Guldenpreiſes für amerikaniſche 
Kohle iſt von größter Bedeutung für Deutſchland, dem 
man alsdann ſeine Kohlen zu dieſem ermäßigten Preiſe 
zahlen will. — Mit der bedeutenden 
„Verteuerung des Bankkredits“ 

die durch die erhöhten Proviſionsſätze und die neuein- 
ge ührten Gebühren, die die Banken jetzt ihrer Rund» 
ſchaft in Anrechnung bringen beſchäftigt ſich das 
„Berliner Tageblatt“ (19. 10). Neben den Gebühren 
für die Kontoführung als ſolche: die Anterhaltung 
von Depots, Einlöſung von Coupons uſw. erhebt eine 
Reihe von Banken neuerdings eine Proviſion vom 
Geſamtumſatz in Höhe von 1%. Dieſe Proviſion 
wird den Kundeu nicht berechnet, die bei der Bank nur 
Guthaben unterhalten, ſie tritt jedoch in Funktion, ſowie 
Bankkredite in Anſpruch genommen werden und zwar 
dann für den Geſamtumſatz, alſo auch für den Amſatz 
auf der Guthabenſeite des Kunden. Dieſe Amſatz⸗ 
proviſion ift auf den einzelnen Kredit berechnet be⸗ 
ſonders groß, wenn der Kunde bei ſeiner Bank nur 
ſelten Kredit in Anſpruch nimmt, im übrigen aber 
häufige und erhebliche Amſätze auf der Gnthabenſeite 
tätigt. Es werden alsdann die wenigen Kredite mit 
der geſamten Amſatzproviſion auch für die Ver- 
ſchiebungen auf der Guthabenſeite belaſtet. So 
kam es, daß in einem beſonderen Falle, in dem 
der Kunde während des Abrechnungsvierteljahres 
nur ein einziges Mal einen Oebetſaldo hatte, die Zing- 
laſt die dieſer eine Kredit verurſachte, ſich auf 54% 
ſtellte. Es wird die Hoffnung in dem Artikel ausge⸗ 
ſprochen, daß der deutſche Bankiertag ſich auch einmal 
mit dieſen Fragen beſchäftigen möge. — Aeber die 
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von der Entente geforderte Auslieferung von den 
Dieſelmotoren, 


die entweder aus Unterſeebooten ausgebaut worden 
oder urſprünglich für ſolche gebaut worden ſind, 
ſchreibt Geh. Kommerzienrat Felix Deutſch in der 
„Voſſiſchen Zeitung“ (23. Oktober): Er glaubt, 
daß den Forderungen der Entente ein großes tech⸗ 
niſches und ökonomiſches Mißverſtändnis zugrunde 
liegt. Es gibt keine ſpeziellen Unterſeeboots motore, 
ſondern es handelt ſich bei dieſen um Oelmotore, 
die Deutſchland ſeit etwa 15 Jahren vornehmlich 
zu induſtriellen Zwecken verwendet. Es beſchäftigen 
fih im Augenblick eine Reihe von großen beutſchen 
Firmen vorzüglich mit dem Bau von Dieſelmotoren, 
die für unſere Kohlen keine Wirtſchaft⸗Lebensnot⸗ 
wendigkeit ſind. Ein Zerſtören der inſtallierten 
Maſchinen bedeutet die Lahmlegung lebenswichtiger 
Betriebe, die Entlaſſung einer ungeheuer großen 
Zahl von Arbeitern und Angeſtellten, und ſetzt 
unſere geſamte Wirtſchaft unüberſehbaren Gefahren 
aus. Was die Rechtslage der Frage angeht, ſo 
fei an den § 189 des Friedensvertrages erinnert, 
der beſagt: „Alle Gegenſtände, Maſchinen und 
Materialien, die von dem Abbruch der deutſchen 
Kriegsſchiffe jeder Art, Ueberwaſſerſchiffe oder 
Unterfeeboote, herrühren, dürfen nur zu rein indu⸗ 
ſtriellen oder reinen Handelszwecken Verwendung 
finden.“ Dieſer Forderung des Friedensvertrages 
iſt durch den Abbruch der deutſchen Kriegsſchiffe 
hinreichend Rechnung getragen. Die aus den Kriegs⸗ 
ſchiffen ausgebauten Maſchinen werden lediglich in 
der Induſtrie verwendet, und ſomit 
kein Recht der Entente auf ihre Zerſtörung. 
Sollte die Entente jedoch verſuchen, dem 8 192, 
Abſatz 2: „Binnen einem Monat nach Feſtſetzung 
obiger Mengen ſind die Beſtände an Waffen, 
Munition und Kriegsmateriall . auszuliefern. 
Sie werden zerſtört oder unbrauchbar gemacht.“, als 
Rechtsgrundlage für ihre Forderung zu nehmen, 
ſo muß Deutſchland ſich gegen dieſe Auslegung 
energiſchſt zur Wehr ſetzen, da man ſonſt jeg⸗ 
liches Fabrikmaterial zu Kriegsmaterial ſtem⸗ 
peln; und die Entente jeden Tag fordern könnte, 
daß die geſamte deutſche Induſtrie abgebrochen werden 
werden muß. — Ueber 


die neuen handelspolitiſchen Richtungen in England 


berichtet A. Bode 'in der „Deutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ (23. Oktober): Die engliſche Zahlungsbilanz 
ijt für das laufende Jahr bereits wieder aktiv ges 
worden, während die Handelsbilanz noch paſſiv bleibt. 
Die Aktivität der Zahlungsbilanz ſtammt zum 
größten Teil aus dem Gewinn, den England 
aus der Frachttätigkeit ſeiner Handelsflotte zieht. 
Um aber auch die Handelsbilanz aktiv zu geſtalten. 
macht England die größten Anſtrengungen. 
Man bemüht ſich, die Chamberlainſchen Ziele 
der geſchloſſenen Wirtſchaftseinheit des „Greater 
Britain“ zu erreichen. Es iſt zur Beratung der 
handelspolitiſchen Maßnahmen ein beratender Aus⸗ 
ſchuß, und ſeit dem Zuſammentreten des Parlaments 


beiteht 


ein parlamentariſcher Ausſchuß gewählt worden. Der 
erſtere prüft die beſten Möglichkeiten wirtſchaftlicher 
Entwicklung und arbeitet Vorſchläge für die an= 
zuwendenden Grundſätze und Maßnahmen aus. Der 
letztere hat lediglich die Funktion, ihn zu unter— 
ſtützen. Das erſte Problem, das gelöſt werden ſoll, 
iſt die Frage der Selbſtverſorgung des Britiſchen 
Weltreiches mit Baumwolle unter Ausſchluß der 
Vereinigten Staaten. Außerdem bemüht man lich 
um die Verwirklichung der Selbſtverſorgung mit 
Getreide, Körnerfrüchten und Zucker. Durch die 
Ausſchaltung der Einfuhr dieſer Artikel aus anderen 
Ländern als den Kolonien und Proteklorats⸗ 
ländern Englands, iſt eine Hebung des engliſchen 
Wechſelkurſes möglich, der wiederum eine Verbeſſe⸗ 
rung der Lebenshaltung aller britiſchen Staats⸗ 
bürger ermöglicht würde. Die Kolonien und Pro⸗ 
tektoratsländer ſtehen den engliſchen Beſtrebungen 
freundlich gegenüber und fördern die Handelsbezie⸗ 
hungen mit dem Mutterlande durch einſeitige Bevor⸗ 
zugung engliſcher Fertigfabrikate. Im übrigen Ders 
ſucht man, Induſtrie und Handel durch großartige 
Zuſammenfaſſungen den Plänen dienſtbar zu machen, 
und auch die Wiſſenſchaft beſchäftigt ſich mit Pro⸗ 
blemen, durch deren Löſung die wirtſchaftliche Macht⸗ 
ſtellung Englands gefeſtigt wird. Zum Beiſpiel ſind 
an den Univerfitäten Laboratorien errichtet worden 
die die Aufgabe haben, die Induſtrie auf wiſſen⸗ 
ſchaftliche Baſis zu ſtellen. Zu allem kommt noch 
die ſtändige Arbeit an dem großzügigen Ausbau 
der engliſchen Handelsvertretungen, die netzartig 
über die ganze Welt geſpannt ſind und deren 
tadelloſes Arbeiten der engliſchen Induſtrie die 
wertvollſten Dienſte leiſtet. 


Umschau. 


Die Kommission zur 

Prüfung von Mass- 
nahmen gegen die Not der produktiven Stände, die im 
heutigen leitenden Artikel erwähnt ist, besteht aus folgen- 
den Mitgliedern des Reichswirtschaftsrates: Staatssekretär 
a.D. von Braun, geschäftsführendes Mitglied des Reichs- 
ausschusses der deutschen Landwirtschaft, Geh. Justizrat 
Hermann Dietrich, Vorsitzender des Generalverbandes der 
Raiffeisengenossenschaften, Hugo Stinnes, Direktor Hans 
Kraemer, Dr. Salomonsohn, Abgeoräneter Cainer, Ober- 
bürgermeister Franz Kinzer, Delegierter des Deutschen 
Sparkassenverbandes, Rechisanwalt Aldolf Kreszelius vom 
Deutschen Genossenschaftsverband, Technischer Ange- 
stellter Gustav Stüler, Brauer, Eduard Packer, Gewerk- 
schaftssekretär Ucko, Gewerkschaftssekretär Umbreit, Ge- 
werkschaftssekretär Adolf Cohen, Max Habermann, Ver- 
waltungsmitglied des deutschen nationalen Handlungsge- 
hilfenverbandes, Theodor Brauer, Verbandssekretär Dr. 
Rudolf Görnand, Verbandsvorsteher des deutschen Ange- 
stelltenverbandes, Oberbürgermeister Mitzlaff, Genossen- 
schaftsdirektor Emil Berger, Dr. Th. Schroeder vom all- 
gemeinen deutschen Genossenschaftsverband, Georg Bern- 
hard, Kommerzienrat Dr. Bosch, Dr. Grund, Staatssekretär 
a. D. Dr. August Müller und Redakteur Feiler. Als Vertreter 


Aus dem Reichswirtschaftsrat. 
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fungieren Otto Gennes, Anwalt des Reichsverbandes der 
deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften, Dr. Crone, 
Verbandsdirektor des Zentralverbandes der Bauernvereine, 
Generaldirektor Vögeler, Geh. Komm.-Rat Felix Deutsch, 
Geh. Komm.-Rat Dr. Hagen, Handelskammerpräsident Dr. 
Frentzel, Dr. Bossow, Obermeister Hansen, Gewerkschafts- 
sekretär Robon, Reichsminister a. D. Wissell, Konrad 
Bruhns, Sekretär des Verbandes der Fabrikarbeiter, Ge- 
werkschaftsangestellter Gustav Stühler, Dr. Thissen, Ge- 
schäftsführer des deutschen Gewerkschaftsbundes, Max 
Fürstenberg, Vorsitzender des deutschen Bankbeamten- 
vereins, Dr. Rühr, Vertreter der Eisenbahnergewerkschaft, 
Schlosse, Alfred Taiesnik, Oberbürgermeister Blüher, Ge- 
nossenschaftsdireklor Gästlein, Bruno Doeltz, geschäfts- 
führender Vorsitzender des Reamten-Wirtschaftsvereins, 
Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Fabrikbesitzer Dr. Langen, 
Dr. von Rieppel, Prof. Dr. Schmalenbach und Geh. Justiz- 
rat Kempner. 


* * 
v 


Der sozialpolitische Ausschuss des Reichs wirtschafts- 
rates hielt eine Reihe von Sitzungen in der letzten Zeit ab, 
in denea ein Antrag, der den Organisationszwang für alle 
Berufe einführen wollte, abgelehnt und unter anderem 
auch die Ausdehnung der Arbeiterwochenkarten auf die 
Angestellten verhandelt worden ist. 

* 1 * 

Der wirtschaftspolitische Ausschuss des Reichswirt- 
schafisrates bat die Beratung des Berichtes der Soziali- 
sierungskommission über die Sozialisierung des Kohlen- 
bergbaues dem Unterausschuss überwiesen, der am Montag 
seine Arbeiten aufnahm. Dem Unterausschuss gehören 
folgende Mitglieder an: Unterstaatssekretär Ed. v. Braun, 
Hugo Stinnes, Generaldirektor Kuno, von der Hamburg- 
Amerika-Linie Komm.-Rat Rud. Frank, Malermeister 
Martin Ir), die GewerkschafissekretäreBaltrusch, Adolf Cohen, 
Neustädt, Umbreit, Georg Werner, Präsident der A. E. G. 
Dr. Rathenau, Georg Bernhard, Genossenschaftsdirektor 
Heinrich Kaufmann, Bürgermeister Dr. Franz Berthold, 
Fabrikant Vögele, als Stellvertreter fungieren: Komm.-Rat 
Cornelius Kaufmann, Gottlieb Schumann, Geh. Komm -Rat 
Arnhold, Generaldirektor Vögeler, Geh. Komm.-Rat Dr. 
Hagen, die Gewerkschaftssekretäte Habermann, Paul Müller, 
Faass, Klingen, Reichsminister a. D. Wissell, Staatssekretär 
a. D. Dr. Aug. Müller, Ingenieur Hartung, Genossenschafts- 
direktor Bärstlein, Fabrikant Dr, Langen. 


* * 
* 


Der wirtschaftspolitische Ausschuss nahm einen Be- 
richt der Delegierten zur internationalen Finanzkonferenz 
in Brüssel entgegen, über den in einer späteren Sitzung 


nach Drucklegung der Referate diskutiert werden soll. 


* 
* 


Der wirtschaftspolitische Ausschuss beschloss die 
Bildung einer Kommission zur Abbilfe der Not der 
Wissenschaft und der freien Berufe, in dessen Aufgaben- 
kreis auch die Verteilung der Zuwendungen aus Stiftungen 
und Staatsgeldern eiubezogen werden soll, die namentlich 
für die Institute der Hochschulen bestimmt werden. Die 
Kommission wird sich demnächst konstituieren. 


b * 


In der Sitzung vom 24. September 1920 hat der 


Vorstand des Reichswirtschaftsrates auf Grund der vor- 


schlägigen Entscheidung einen vorläufigen Verfassungs- 
ausschuss von 28 Mitgliedern niedergesetzt, dessen Mit- 
gliederverzeichnis hier nach der definitiven Konstituierung 
mitgeteilt werden soll. 


* 
* 


Dem Wirtschafts- und sozialpolitischen Ausschuss 
lag eine Verordnung des Reichsarbeits- und Reichswirt- 
schaftsministers betr. Massnahmen gegenüber Betriebs- 
abbrüchen und Stillegungen vor, zu dessen eingehender 
Beratung ein Unterausschuss eingesetzt war. Ihm gehörten 
die Herren Direktor Hans Kraemer, Hugo Stinnes, Ober- 
meister Hannsen, die Gewerkschaftssekretäre Rogon, Adolf 
Cohen, Grünzel, Georg Bernhard und Professor Herkner 
an. Nach mehrfachen Beratungen, in denen umfangreiche 
Abänderungen vorgenommen wurden, empfahl der Unter- 
ausschuss den Entwurf der Verordnung den beiden Kom- 
missionen zur Annahme. In der Sitzung dieser beiden 
Kommissionen kam noch Geh. Rat von Boısig als Sach- 
verständiger zu Wort. Auf Antrag des Herrn von Siemens 
kam es schliesslich zu einem Kompromiss durch den ins- 
besondere festgestellt wurde, dass die Verordnung auf 
solche Betriebsstillegungen keine Anwendung finden solite, 
die als Massnahmen im wirtschaftlichen Kampf zwischen 
Arbeitnebmern- und -Gebern anzusehen seien. Die 
wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnurg werden 
im Plutus nach ihrem Erlass veröffentlicht werden, 


* * 


* 

Der Abgeordnete Belian hat eine Anfrage an die 
Reichsregierung gerichtet, ob sie bereit sei, dafür zu 
sorgen, dass in Zukunft die Wassermühlen bei der Ueber- 
weisung von Getreide genau so berücksichtigt werden, 
wie die Dampfmühlen und zwar unter Zugrundelegung 
der Friedensleistung der Mühlen. 

* * 
* 

Die Abgeordneten Mane Andres, Wilhelm Beckmann, 
Dr. Berthold, Czieslik, Grünfeld, Habermann, Dr. Hagen, 
Dr. Hampke, Hansen, Hartung, Hennig, Jannssen, Emma 
Kromer, Kröger, Fr. Lange, Dr. Langen, Charlotte 
Mühsam, Paul Müller, Neustedt, Dr. Salomonsohn, 
Schumacher, Dr. Schwartz und Dr. Tissen stellten fol- 
genden Antrag: 

„Der vorläufige Reichwirtschaftsrat wolle beschliessen, die 
Reichsregierung zu ersuchen, dem vorläufigen Reichs- 
wirtschaftsrat unverzüglich eine Uebersicht vorzulegen, 
aus der sich ergibt: 1. welche Kriegsgesellschaften oder 
Kriegswirtschaftsstellen und Gesellschaften der Uebergangs- 
wirtschaft oder derartige Wirtschaftsstellen sowie Tochter- 
gesellschaften derselben bis jetzt ‚vollständig aufgelöst 
sind, ohne dass eine Fortsetzung ihrer Tätigkeit als 
Liquidationsgesellschaft oder Abwicklungsstelle stattfindet; 
2, wieviel Räume durch diese Auflösungen freigeworden 
und ihrer früheren Verwendung wieder überlassen worden 
sind; 3. wieviel Leiter und Angestellte dieser Gesell- 
schaften durch die Auflösung zu 1. freigeworden und 
demzufolge entlassen worden sind; 4. welche Fonds bei 
Auflösung der Gesellschaften vorhanden gewesen sind, 
in welcher Weise die Rechnungslegung erfolgt und über 
die betreffenden Fonds verfügt worden ist; 5. welche 
Gesellschaften der genannten Art in ihrer ursprünglichen 
Form oder in veränderter Gestalt als Liquidations- oder 
Abwicklungs-Gesellschaften oder-Stellen noch fortbestehen ; 


6. wieviel Gebäude oder einzelne Räume in solchen durch 
diese Gesellschaften noch in Anspruch genommen werden; 
7. wieviel Leiter und Angestellte die zu 5. gedachten 
Gesellschaften noch beschäftigen; 8. welche neuen Stellen 
der Uebergangswirtschaft, Abwicklungs- oder Ueber- 
wachungsstellen seit dem 8. November 1918 neu gegründet 
sind; 9. wieviel Gebäude oder einzelne Räume in solchen 
noch durch diese Gesellschaften in Anspruch genommen 
werden; 10. wieviel Leiter und Angestellte der zu 8, 
gedachten Gesellschaften noch beschäftigt werden.“ — 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber der Holzindustrie richten 
die folgende Anfrage an die Reichsregierung: „Seit 
Monaten leidet das Holzgewerbe unter einer schweren 
Wirtschaftskrise, deren Ende noch immer nicht abzusehen 
ist. Eine Gesundung ist nur zu erwarten, wenn die 
Preise für holzgewerbliche Erzeugnisse mit der allgemeinen 
Kaufkraft in Uebereinstimmung gebracht werden. Dies 
ist aber nur zu erreichen, wenn die masslose Ueber- 
teurung der Rohstoffe beseitigt wird. Aus den Verhand- 
lungen des Unterausschusses zur Beratung des Antrages 
Wissell ist bekannt, dass insbesondere für Holz eine über 
triebene und unberechtigte Preissteigerung eingetreten ist. 
Obwohl es sich um ein inländisches Naturprodukt handelt, 
sind die Preise bis auf das Dreissig- und Vierzigfache 
der Vorkriegszeit hinaufgetrieben worden. Wenn sich 
auch unter dem Druck einer fast völligen Absatzstockung 
in den letzten Monaten ein Preisabbau vollzogen hat, so 
ist dieser doch unzureichend geblieben. Mit Sicherheit 
ist auch zu erwarten, dass die Preise sofort wieder in die 
Höhe schnellen, wenn die Krise im Holzgewerbe nach- 
lässt und der Bedarf sich wieder geltend macht. Diese 
Befürchtungen werden dadurch verstärkt, dass in dem vom 
Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft aufgestellten 
Einschlagsplan für das kommende Forstwirtschaftsjahr der 
Einschlag von Nadelstammholz so stark beschränkt worden 
ist, dass eine Holzknappheit eintreten muss. Der not- 
wendige weitere Preisabbau scheitert zurzeit besonders 
an dem Widerstand der Waldbesitzer, die bestrebt sind, 
an den hohen Preisen festzuhalten. Nach überein- 
stimmenden Berichten aus den verschiedensten Landes- 
gebieten sollen in den Wäldern grosse Mengen von ein- 
geschlagenem Nutzholz liegen, die der Gefahr des Ver- 
derbens ausgesetzt sind und nur deswegen nicht verkauft 
werden können, weil die Waldbesitzer Verkäufe zu an- 


DEE 


gemessenen Preisen ablehnen. Sind der Reichsregierung 
diese Zustände bekannt und welche Massnahmen gedenkt 
sie za ergreifen, um 1. den Holzwucher der Waldbesitzer, 
der fiskalischen wie der privaten, zu unterbinden; 2. den 
hinsichtlich der Preisentwicklung zu erwartenden Folgen 
eines zu geringen Nutzholzeinschlages im kommenden 
Wirtschaftsjahr zu begegnen?“ 


Börse und Geldmarkt. 


Die Abwärtsbewegung der Valuta ist in der letzten 
Woche zum Stillstand gekommen. Die Umsätze am De- 
visenmarkt haben erheblich an Umfang verloren. Aber 
diese Beruhigung des Devisenmarktes hat die Haus se- 
stimmung an den Aktienmärkten keineswegs zum 
Stillstand gebracht. Allerdings hat sich das Interesse von 
den eigentlichen Valutapapieren schon seit einiger Zeit 
fortgewendet. Es scheint, dass diejenigen Kreise, die zu 
direkten Valutaspekulationen neigen, neuerdings den Kauf 
ausländischer Noten der Anlage in Valutapapieren vielfach 
vorziehen. Vor allen Dingen aber tobt sich die Speku- 
lation am Markte der heimischen Industrieaktien aus, in- 
nerhalb dessen sie wieder die Montanwerte bevorzugt. 
Man muss hier für die Haussevorgänge, die sich in den 
einzelnen Märkten abspielen, oft weniger nach realen 
Gründen als nıch den Vorwänden forschen, die zur In- 
szenierung einer Haussebewegung benutzt werden, bei 
der natürlich gewisse Spekulantengruppen immer schöne 
Gewinne davontragen. Selbst die Sozialisierung des Berg- 
baues, die eigentlich doch eher eine Gefahr für die Mon- 
tanwerte darstellen sollte, wurde zum Haussemoment, in- 
dem man plötzlich die Version aufbrachte, die zu gemisch- 
ten Werken gehörenden Bergwerke würden von der Er- 
fassung durch das Sozialisierungsgesetz freibleiben und es 
würde deshalb eine scharfe Angliederungsbewegung von 
neuem einsetzen, um diese Ausschliessung zu sichern. Er- 
folg: Hausse für die reinen Kohlenwerte, die angegliedert 
werden könnten, und Hausse für die grossen gemischten 
Werke, die angliedern könnten. Unterstützt wird die 
Haussestimmung natürlich auch durch die günstigen Ab- 
schlüsse der Montanindustrie. In den Geschäftsberichten 
wird zwar viel über den Rückgang der Produktion und 
über die hohen Arbeiterlöhne geklagt, aber die Börsen- 


Warenmarktpreise im Oktober 1920. 


| i 8. 15 pi 22 
Mais Chicago . ‚; 102 96,50 89,25 81,25 cts, per bushel 
Kupfer, standard London e 94,37 98,12 92,75 89,87 per ton 
Kupfer, electrolyt London . | 111—114 | 110—115 | 104—106 | 100—104 .£ per ton 
Zinn London ee: a 271,62 266,25 245 248,75 E per ton 


Zink London i 
Ble@eondon..n. u» « 


Aluminium London . 165 


165 165 165 


. 40, 25-41.25 40, 1241.37 30,50 -40,50 3, 00-40, 00 -£ per ton 
. 34, 25-34.,37 34.25-34.37 34,50-34,87 35, 75-36, 00 £ per ton 


E per ton 


Quecksilber London 18.25-18,50 18,00-18,25 |18,00-18,75!15,25-15,50| £ per Flasche 
Weissblech London 52/4 51/4 51/0 45/6 sh/d per ton 
Silber London 2 59 56½ — 56 534/3 53704 d per Unze 
Schmalz Chicago Bo aa A: 19,80 515 20,62%/, 20,25 Doll. per 100 Pie. 
Kaffee Nr. 1 New Vork 7,87 7,50 7,00 7,87 cts. per Pfd. 
Baumwolle loco New Vork 25 24,50 22 21,00 cts, per Pfd. 
Baumwolle loco Liverpool. Me 17,23 16,47 14,51 15,49 d per Pfd. 
Petroleum stand. white New York . 24,50 24,50 24,50 24.50 cts. per Gallone 


ge 


Plutus-Merkiafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Sonnabend, 
30. Oktober 


Bankausweis New York. — Reichsbank- 
ausweis. — G. -V. e Akt -Ges. für Mineral- 
ölindustrie, Ver. Königs- und Laurahütte, 
Harpener Bergbau Akt.-Ges., Lothringer 
Portland-Cementwerke, Eisenwerk Gag- 
genau, Hasper Eisen- und Stahlwerk, 
Stahlwerke Becker, Friedrichshütte, 
Schuhfabrik Herz A.-G., Pressspanfabrik 
Untersachsenfeld, Mälzerei Wrede. — 
Schluss des Bezugsrechts Tüllfabrik 
Mehlteuer. 


Montag, 
1. November 


Dienstag, 
2. November 


@.-V.. Jutespinnerei und Weberei Cassel. 
— Schluss des Bezugsrechts Zwickauer 
Maschinenfabrik. 

@.-V.: Lindener Eisen- und Stahlwerke, 
Berliner Wäschefabrik vorm. Gebr. Ritter. 
— Schluss des Bezugsrechts Jutespinnerei 
und Weberei Bremen. 


Mittwoch, 
3. November 


Donnerstag, 
4. November 


Freitag, 
5. November 


Sonnabend, 
6. November 


@.-V.: Capito & Klem A.-G., Osnabrücker 
Kupfer- und Drahtwerke. — Schluss 
des Bezugsrechts Waggonfabrik Rath- 
geber. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 


don, Paris. — G. -V. Transport-Ge- 
sellschaft vorm. J. Hevecke, H. Schom- 
burg Söhne, Tempelhofer Feld A.-G., 
Seidel & Naumann A.-G., Bautzener 
Tuchfabrik. 


G. - V.: Spinn & Sohn, Braunschweig- 


Schöninger Eisenbahn, Deutsche Ma- 
schinenfabrik Duisburg, Maschinen- 
fabrik Starke & Hoffmann. — Schluss 
des Bezugsrechts Dortmunder Aktien- 
brauerei. 


Bankausweis New York. — @.-V.; Ost- 
bank für Handel und Gewerbe, Ver. 
Stahlwerke van der Zypen und Wissener 
Eisenhütte, Nordstern Lebensversiche- 
rungs - Gesellschaft, Disconto - Bank, 
R. Frister A.-G., Brauerei Henninger 
Frankfurt a. M., Porzellanfabrik C. M. 
Hutschenreuther, Thüringische Elektri- 
zitäts- und Gas-Werke, Rinteln-Stadt- 
hagener Eisenbahn. — Schluss des 
Bezugsrechts Aktien Hubertus Braun- 
kohlen-A.-G., Bezugsrechts Dürkopp- 
werke, Spinnerei und Weberei Kottern. 


@.-V.. Sachsen- 


Montag, Keichsbankausweis. — 
8. November Werk Licht und Kraft. 
Dienstag, 


9. November 


Mittwoch, 
10. November 


j 
Í 


G.- V.: Stadtberger Hütte, Ver. Chemische 
Fabriken Leopoldsball. 


G.- V. Bank für Elektrische Unterneh- 
mungen, Ruscheweyh Akt.-Ges., Baum- 
wollspinnerei Erlangen, Verein für 
Zellstoff-Industrie, Flensburger Schiff- 
bau, J. D. Riedel A.-G. 


Donnerstag, 
11. November 


Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — G.-V.: Augsburger Bunt- 
weberei L. A. Riedinger, Tonwaren- 
fabrik Schwandorf. 


1) Die Merktafel gibt dam Wertpapierbesitzer Über alle für wn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 


Generalversammlungen, 


Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 


Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen, In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
assen, 


Freita G.. V.. Stassfurter Chemische Fabrik 
12 1 Er | Vorster & Grünberg, Berlin-Neuroder 
PAP VEn SET Kunstanstalten. 
| Verlosungen: 


1. November: 3% Belg. Communal 
100 Fr. (1881), Braunschweiger 20 Tir. 
(1865), 3% Oldenburger 40 Tir. (1871), 
Oesterr. Rotes Kreuz 20 K. (1916). 
5. November: 3°/, Stadt Paris 500 Fr. 
(1875), desgl. 3%, 300 Fr. (1912), desgl. 
3½ % 500 Fr. (1913), 2%, 3%,6°/o u. 3% 
Crédit Foncier 500 Fr., 500 Fr. u. 250 Fr. 
(1879, 1885, 1909). 10. November: 
2% Freib. Staatsbank 100 Fr. (1895), 
4% Stadt Paris 500 Fr. (1876). 


leute schätzen diese Klagen offenbar geringer ein, als die 
dazu in einem gewissen Widerspruch stehenden guten 
Gewinnerträgnisse für das abgelaufene Jahr. Besondere 
Spekulationen werden gelegentlich durch Kapitalverwässe- 
rungen geschaffen, so konnten z. B. die Aktien des 
Eisenhüttenwerks Thale in drei Tagen ca. 400 % 
gewinnen und diese selbst für heutige Verhältnisse unge- 
wöhnliche Kurssteigerung fand ihre Erklärung durch die 
natürlich eingeweihten Kreisen im voraus bekannte Ka- 
pitalserhöhung um 13 auf 25 Mill. , bei denen ein 
Bezugsrecht im Verhältnis von 1:1 zum Parikurse gewährt 
wird. Dieses Bezugsrecht ist ein fetter Bissen. Denn 
schon vor Einsetzen der Hausse standen Thale-Aktien über 
700% und sie erreichten nach der spekulativen Ausnutzung 
des bevorstehenden Bezugsrechts durch die eingeweihten 
Kreise am 25. Oktober einen Stand um 1100 % herum. 
Man ersieht aus diesen Ziffern, dass die glücklichen ein- 
geweihten Kreise bei den jetzt üblichen Kursschwankungen 
Gelegenheit zu guten Schnitten haben. Es ist ein müssiges 
Unterfangen, der Börsenspekulation gegenüber Moral 
predigen zu wollen, ebenso wie man keinen Spekulanten 
dadurch zurückhält, dass man ihm die alte Weisheit predigt, 
dass es auch wieder einmal Rückschläge gibt. Aber man 
muss sich darüber klar werden, ein wie ernstes Problem diese 
Konjunkturgewinne, die in grossem Umfange an der Börse 
erzielt werden, für die Preisbildung in der gesamten 
Wirtschaft darstellen. Hier entsteht andauernd zusätz- 
liche Kaufkraft in Händen von Kreisen, die das leicht 
verdiente Geld ebenso leicht wieder ausgeben und damit 
das Preisniveau dauernd nach oben beeinflussen. 
Zeitweise bestand ein lebhaftes Interesse besonders 
für die Aktien der Deutschen Bank. Man sprach wieder 
einmal vou der bevorstehenden Aufsaugung der Hanno- 
verschen Bank, der Osnabrücker Bank und der Württem- 
bergischen Vereinsbank und von einer damit im Zusammen- 
hang stehenden Kapitalserhöhung. Bis jetzt haben diese 
Gerüchte eine offizielle Beslätigung noch nicht gefunden. 
Aber es unterliegt wohl kaum einem Zweifel, dass über 
kurz oder lang die schwebenden Fusionspläne verwirklicht 
werden werden, wobei allerdings gar nicht vorauszusehen 
ist, ob für die Aktionäre der Deutschen Bank dabei 
etwas Besonderes abfallen wird oder nicht, Aber 
jedenfalls wirken die Kapitalserhöhungen immer speku- 
lationsbelebend urd die Flut der Kapitalserhöhungen 
wächst auf der ganzen Linie weiter, wobei es nur 
eine geringe Rolle spielt, dass die Genehmigungs- 
pflicht für die Errichtung neuer Aktiengesellschaften 


und für Kapitalserhöhungen, die im Jahre 1917 geschaffen 
worden war, nachdem sie praktisch schon lange keine 
Wirkung mehr ausgeübt hat, nunmehr auch formell auf- 
gehoben worden ist. Gegen die Aufhebung dieser Ver- 
ordnung ist sicherlich nichts einzuwenden. Denn es ist 
immer sinnlos, einen amtlichen Apparat aufzubieten, wenn 
der Zweck der hier nur in einer Regulierung des Kapital- 
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stroms hätte bestehen können, durch diesen Apparat doch 
nicht erreicht wird. Eine ganz andere Frage ist es, ob 
die schrankenlose Freiheit des Kapitalmarktes dauernd 
erträglich ist oder ob man nicht schliesslich doch nach 
anderen aber wirksameren Formen Ausschau halten muss, 
um die Bewegung der Kapitalien nach volkswirtschaft= 
lichen Gesichtspunkten zu beeinflussen. Justus. 


Plutus-Archiv. 
eue Literatur der Molliswirtſchaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die bier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders ma 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme vom der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Volkswirtschaftslehre. Eine gemeinverständliche Ein- 
führung. Von Dr. Georg Obst, ao. Professor an der 
Universität Breslau. (Achtzehnter Band der Sammlung 
kaufmännischer Unterrichtswerke.) Stuttgart 1920. Carl 
Ernst Poeschel Verlag. 2. Auflage. Preis o% 32,—. 

Wirtschaft, Volkswirtschaft, Weltwirtschaft. — Ent- 
wicklungsstufen der V.olkwirtschaft. Die National- 
ökonomie als Wissenschaft. — Nützlichkeit volkswirtschaft- 
licher Kenninisse. — Die Bedürfnisbefriedigung als Ziel 
aller wirtschaftlichen Tätigkeit. — Begriff, Wesen und 

Arten der Produktion in der modernen Volkswirtschaft. 

— Die Produktionsfaktoren. — Organisation der Pro- 

duktion. — Organisation der landwirtschaftlichen Pro- 

duktion. — Organisation der gewerblichen Produktion. — 

Begriff und Organisation des Güterumlaufes. — Preis und 

Preisbildung. — Das Geld. — Der Kredit. — Das Bank- 

wesen. — Märkte, Messen und Börsen. — Der Handel. 

— Transport und Kommunikationswesen. — Die ver- 

schiedenen Arten des Einkommens. — Grundrente. — 

Arbeitslohn. — Kapitalzins. — Unternehmergewinn. — 

Begriff und Arten des Güterverbrauchs. — Beziehungen 

zwischen Konsumtion und Produktion. — Bevölkerungs- 

frage. — Armenwesen und Armenpflege. — Störungen 
des Gleichgewichts zwischen Produktion und Konsumtion. 

— Anhang: Geschichte der Nationalökonomie. 


Arbeitgeber und Betriebsrätegesetz. Erläuterungen, 
Richtlinien und praktische Winke. Von Georg Berg- 
müller, Verwaltungsdirektor, Syndikus des Münchener 
uud Südbayerischen Arbeitgeberverbandes für das Bau- 
gewerbe. München, Berlin und Leipzig1920. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Preis M 5,70. 

In welchen Betrieben ist ein Betriebsrat zu wählen? 

In welchen Betrieben ist kein Betriebsrat zu wählen? — 

Wer ist Arbeitnehmer im Sinne des Gesetzes? — Wer 

ist Arbeiter im Sinne des Gesetzes? — Wer ist Ange- 

stellter im Sinne des Gesetzes? — Betriebe im Sinne des 

Gesetzes. — Wer ist zur Wahrnehmung der Rechte und 

Pflichten des Arbeitgebers befugt? — Die Wahl der Be- 

triebsvertretung. — Wahlrecht. — Die Zusammensetzung 

der Betriebsräte. — Arbeiter und Angestellte im Betriebs- 
rat. — Wählergruppen, Wahlzeit, Wahlsystem. — Er- 
gänzungswahlen. — Arbeitszeitversäumnis infolge Wahl- 
betätigung. — Streitigkeiten anlässlich der Wahl. — Er- 
löschen der Mitgliedschaft im Betriebsrat. — Ergänzungs- 
mitglieder und Ersatzmitglieder. — Auflösung und Neu- 
wahl des Betriebsrates. — Amtsfortführung und vorläufiger 

Betriebsrat. — Aufgaben des Betriebsrates. — Geschäfts- 

ordnung und Geschäftsführung des Betriebsrates. 

Arbeiter- und Angestelltenrat. — Stellung der einzelnen 

Betriebsratsmitglieder, insbes. Kündigung. — Der Betriebs- 

ratsvorsitzende und seine Befugnisse. — Der Betriebs- 

obmann. — Der Betriebsausschuss, — Der Gesamtbetriebs- 
rat und der gemeinsame Betriebsrat, — Die Beiriebs- 
versammlung. — Sonderbestimmungen für die Betriebsräte 


der Presse und ähnliche Betriebe sowie für Betriebsräte 
der Hausgewerbetreibenden. — Rechte und Pflichten des 
Arbeitgebers. — Die Betriebsvertretung im Baugewerbe. 
— Die Stellung der Berufsverbände und die Tarifverträge. 
— Der Schlichtungausschuss und der Bezirkswirtschaits- 
rat. — Bestrafungen. — Aenderungen früherer Gesetze 
und Inkrafttreten, — Betriebsrat und Richtlinien über die 
Einstellung. Betriebsvertretung und Lehrlinge. 
Betriebsräte und Arbeitsordnungen. — Regelung der Lobn- 
und Arbeitsbedingungen, insbesondere Tarifverträge und 
gesetzliche Beiriebsvertretung. Schafft das Gesetz 
Mindestbedingungen? — Schutz der Betriebsräte. 


Das Gesetz über das Reichsnotopfer vom 31. De- 
zember 1919 mit den Ausführungsbestimmungen 
des Reichsfinanzministeriums vom 16. Mai 1920 
und der Vollzugsverordnung. Erläutert von Dr. August 
Fürnrohr, Rechtsanwalt in München. München, 

Berlin und Leipzig 1920. J. Schweitzer Verlag (Arthur 

Sellier). Preis o% 30,—. 

Persönliche Steuerpflicht (58 2—5). Sachliche 
Steuerpflicht ($$_ 6—17). Bewertungsvorschriften 
(88 18—22). — Berechnung der Abgabe. ($$ 23—27). — 
Verfahrensvorschriften (58 28—29). — Entrichtung der 
Abgabe ($$ 30—48). — Sonstige Vorschriften verschie- 
dener Art (§§ 49—62). — Ausführungsbestimmungen zum 
Reichsnotopieigesetz, — Vollzugsverordnung. 


Kritik des Taylor-Systems. Von Gustav Frenz. 
Zentralisierung. — Taylors Erfolge. — Praktische Durch- 
führung des Taylor-Systems. — Ausbildung des Nach- 
wuchses. Berlin 1920. Verlag von Julius Springer. 
Preis #0 10,—. 


Wolle und Wollenhandel. Von Prof. Dr. M. Pietsch, 
Oberlehrer an der öffentlichen Handelslehranstalt und 
Dozent an der Handelshochschule zu Leipzig. (Roh- 
stoffe und ihre Verwertung. Band II.) Leipzig 1920. 
Carnegie-Verlag Felix Bitterling. Preis o% 8,40. 

Schafwolle. — Bau der Wollhaare. — Schafzucht und 

Schafrassen. — Schafschur, Vlies und Stapel. — Handels- 

sorten der Wolle und die Wollwäscherei. — Eigenschaften 

der Wolle in chemischer, physikalischer und technischer 

Beziehung. — Wollhandel und der Weltmarkt für Wolle, 

— Wollspinnerei. — Kunstwolle und Kunstwollspinnerei. 

— Wollweberei. — Andere Tierwollen, 


—— ͤ U—ä 


Auf den diesem Heft beiliegenden Prospekt 

der Firma G. A. Gloeckner, Verlag für 
Handels wissenschaft, Leipzig, betreffend Rothschilds 
Taschenbuch für Kaufleute in Nenbearbeitung, ein Lehr- 
und Nachschlagebuch der gesamten Handels wissenschaften 
in allgemeinverständlicher Darstellung, machen wir unsere 
Leser hierdurch besonders aufmerksam. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Fritz Naphtali- Berlin. 


Anzeigen des Plutus. 


Ford Mutant 


Alia data l Seil. 


Wichtig 
für jede exportierende Firma sind die 
Wirtischafismonographien 
wichtiger Handelsstaalen 


(Herausgegeben von Amandus M. F. Martens, Chefredakteur, 
Hannover) 


Auf Grund des von der Zulassungsstelle genehmigten 
Prospektes sind 


nominal M, 9 000.000 Stammaklien 


9000 Stück zu je M. 1000 dir. 18000), davon | 
3000 Stück Gr 6001—8000) mit halter | 

Bividendenbereehligung für das 
Geschäftsjahr 1920, 
i 


Teil I: 
italien Argentinien Dänemark 
Preis 
Teil II: 
r 
Preis 3.— M. 


Teil III: 
Die Niederlande Moser nien 
Mt 


Teil IV: 
Lateinamerika-China-Britisch-Indien 
Preis 4.50 M. 


Alle vier Teile in einem Band 12.— M. 


J. ©. KÖNIG & EBHARDT, HANNOVER 


| Verlagsabteilung. 2202 
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Aktien-Gesollschaft zu Stettin 


zum Handel und zur Notiz an der Berliner Börse zuge- 
lassen worden. 


Berlin, im Oktober 1920. [2198 


8. Bicichröder.| . zothae: 


auf Gegenseitigkeit.Begründet1827 


Done ußthlupl- Masdienlahrik . T araen 


Aktien-Gesellschaft zu Schweinfurt, 


Auf Grund des von der Zulassungsstelle genehmigten, bei 
uns erhältlichen Prospektes sn 


nom. M. 3000 000. neue Aktien 
Deutschen Gunstahlkugel- und Maschinenianrik, 


a Aktien-Gesellschaft zu Schweinfurt 
000 Stück M. = | 7 7 a 
zum Handel l 1 ee: 8 5 Lowis David, Bankgeschäft, 


worden. 


Berlin, im 120 por Bonn a. Rhein, Bahnhofstrasse 3. 
Georg Fromberg & Co. GON. mn, Dresden Ser 3 — 8 
erliner Bureau. en! — E e i 


Verantwortlich für den Ins nteil G. Ponicke, Südende. Druck von Pa s & Garle b G. m. b. H., Be rlin W5 „Bülo owsır. 66. 


